GBK 1/729/16

== Bundeskanzleramt

Senat | der Gleichbehandlungskommission
Prifungsergebnis gemaR § 12 GBK/GAW-Gesetz
(BGBI. Nr.108/1979 idF BGBI. I Nr. 107/2013)

Der Senat | der Gleichbehandlungskommission (GBK) gelangte am 11. Dezember 2018 Gber den
am 12. Dezember 2016 eingelangten Antrag der rechtsfreundlichen Vertretung von Frau L (An-
tragstellerin) betreffend die Uberprifung einer Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes
durch eine sexuelle Belastigung durch Dritte gemal? § 6 Abs. 1 Z 3 GIBG (BGBI. | Nr. 66/2004
idF BGBI. | Nr. 107/2013; alle weiteren, im Text verwendeten Gesetzeszitate beziehen sich auf
diese Fassung) und durch eine geschlechtsbezogene Belastigung durch Dritte gemaR § 7 Abs.
1 Z 3 GIBG durch Herrn B (Antragsgegner) nach Durchfihrung eines Verfahrens gemaf? § 12
GBK/GAW-Gesetz iVm § 11 der Gleichbehandlungskommissions-GO (BGBI. Il Nr. 396/2004 idF
BGBI. Il Nr. 275/2013), zu GZ GBK 1/729/16, zu folgendem

Prifungsergebnis:

1. Frau L ist auf Grund des Geschlechtes durch eine sexuelle Belastigung durch Dritte ge-
maf § 6 Abs. 1Z 3 GIBG durch Herrn B diskriminiert worden.

2. Frau L ist auf Grund des Geschlechtes durch eine geschlechtsbezogene Beldstigung
durch Dritte gemaR § 7 Abs. 1 Z 3 GIBG durch Herrn B diskriminiert worden.

Dies ist eine gutachterliche Feststellung. Es handelt sich hierbeiim Sinne der Rechtsprechung des

Verfassungsgerichtshofes* nicht um einen Bescheid.

Prifungsgrundlagen

Der Senat | der GBK stitzt seine Erkenntnis auf das schriftliche Vorbringen der Antragstellerin
und des Antragsgegners sowie die mindliche Befragung der Antragstellerin vom 23. Oktober
2018 und des Antragsgegners vom 23. Oktober und 11. Dezember 2018. Als weitere Auskunfts-
personen wurden Frau C, Herr D, Herr E, Frau G, sowie Frau H am 11. Dezember 2018 befragt.
Des Weiteren bezieht sich der Senat in seiner Entscheidungsfindung auf das Urteil des Landes-
gerichts ... als Arbeits- und Sozialgericht zu GZ ...; das Urteil des Oberlandesgerichts ...zu GZ ...;
das Urteil des ASG ...vom 28. November 2017; die Replik der Antragstellerin vom 27. Juli 2018;

1Vgl. z.B. VfSlg. 19.321.



die Duplik vom Antragsgegner vom 7. September 2018; die Berufung gegen das Urteil des ASG
...ZU GZ ... vom 11. Juni 2018; das Protokoll des ASG-Verfahrens vom 4. Mai 2017; das Protokoll
des ASG-Verfahrens vom 7. September 2017; das Protokoll des ASG-Verfahrens vom 27. Novem-
ber 2017; ein Schriftsatz der Arbeitgeberin (X) vom 29. November 2016 im Verfahren zu GZ 15 ...
des Arbeits- und Sozialgerichts ...; die schriftliche AuBerung der Antragstellerin vom 6. Dezem-
ber 2018 und ein Email Konvolut zwischen Frau F und Frau G bzw. Frau H. Weiters lagen dem
Senat u.a. ein Mitarbeitergesprach vom Antragsgegner mit der Antragstellerin, Glickwunschkar-
ten die unter der Mitwirkung der Antragstellerin erstellt wurden; ein Schreiben von Frau F aus
2011; eine Nachricht von Frau | vom 27. Februar 2015; mehrere Geburtstags SMS; die Beilage ./21
im Verfahren zu GZ ...; Mitarbeitergesprache mit aktuellen Mitarbeitern des Antragsgegners im
Y ... 2018; die Dokumentation Mitarbeiter-Jahresgesprach ... Herrn J mit dem Antragsgegner

vom 17. Janner 2014 und eine eidesstaatliche Erklarung von Frau K vor.

Vorbringen

In der aufgetragenen Konkretisierung vom 14. Marz 2017 wurde im Wesentlichen Folgendes vor-

gebracht:

Wie bereits im Antrag ausgefihrt worden sei, sei der Antragsgegner unmittelbarer Vorgesetzter

der Antragstellerin gewesen, die als Assistentin in der Abteilung tatig gewesen sei.

1. Sexuelle Belastigung gegeniber der Antragstellerin aufgrund der Aufforderung zum Tragen

eines ,,...-String-Tanga"

Der Antragsgegner habe gegeniber der Antragstellerin seit dem Herbst 2013 bis zu seiner Kin-
digung im September 2014 wiederholt vorgeschlagen, dass die Mitarbeiterinnen an Stelle von
»Organisationseinheit"-DirndIn (fir Veranstaltungen) einen eigenen ,Organisationseinheit"-

String-Tanga bekommen und tragen sollen.

Diesen , Organisationseinheit"-String-Tanga-Witz habe der Antragsgegner mehrfach im Zeit-
raum Herbst 2013 bis Herbst 2014 wiederholt, wobei jeweils eine unterschiedliche Anzahl von
Kolleginnen anwesend gewesen sei. Die Antragstellerin sei ob dieser Auf3erungen peinlich be-

rOhrt gewesen und habe geschwiegen.
2. Sexuelle Belastigung der Antragstellerin durch div. Auf3erungen

2.1. Bei der Antragstellerin habe es sich um eine der Assistentinnen des Antragsgegners gehan-
delt. Das Verhalten des Antragsgegners gegeniber der Antragstellerin habe sich dadurch ausge-
zeichnet, dass er versucht habe, diese als ,blondes Dummchen" hinzustellen. So habe der An-
tragsgegner die Antragstellerin wiederholt bis zum September 2014 als ,Prinzessin" bezeichnet
und habe sie darUber belehrt ,,dass sich das Leben nicht nur um Schuhe und Handtaschen drehe".
Gleichzeitig habe der Antragsgegner versucht der Antragstellerin durch sexuelle Anspielungen
im Februar 2012 wie: ,Frau B machen Sie Ihre Tasche zu, damit ihr ,Fipsi" nicht rausfallt!" (wobei

mit ,Fipsi" ein Vibrator gemeint war) sowie durch die Ankindigung (2012), er werde , Tigerpenise



aus China mitnehmen, da diese Potenz steigernd seien", naher zu treten. Diese Aussagen seien
unter Beisein von Frau H (Anspielung auf den Vibrator) und von Frau G (Souvenir aus China) ge-

tatigt worden.

2.2. Die Antragstellerin habe mehrmals den Versuch unternommen, dem Antragsgegner klar zu
machen, dass diese Art des Umgangs fUr sie nicht akzeptabel sei. Als Reaktion darauf habe sich
der Antragsgegner wiederholt feindselig und abwertend gegeniber der Antragstellerin verhal-
ten. Dies habe dazu gefihrt, dass sich bei der Antragstellerin zunehmend der Eindruck verfestigt
habe, dass sie aufgrund ihrer fehlenden Bereitschaft, auf die sexuellen Anspielungen ihres Vor-
gesetzten zu reagieren, von diesem gemobbt worden sei. Dies insbesondere im Zusammenhang

mit Antrdgen auf Zeitausgleich und Urlaub.

2.3. Der Antragsgegner habe gegeniber der Antragstellerin sowie den Frauen G und H im De-
zember 2013 auch erklart, diese kdnnten nach der Weihnachtsfeier ,bei ihm im Bettchen schla-
fen". Auch diese demitigende AufRerung habe betretenes Schweigen bei den Betroffenen aus-

gelost.

3. Sexuelle Belastigung der Antragstellerin aufgrund der AuRerung ,das sind alles meine Frauen

Der Antragsgegner habe gegenUber der Antragstellerin und den Kolleginnen Frau G, Frau H und
Frau A beim Durchsehen der neu erstellten Abteilungsfotos im Jahr 2014 geduf3ert: ,Das sind al-
les meine Frauen fir Montag, Dienstag, Mittwoch ...". Auch diese AuRerung des Antragsgegners

habe zu beschdmtem Schweigen der Antragstellerin gefuhrt.
4. Angespanntes Arbeitsklima innerhalb der Abteilung

4.1. Wie bereits anldsslich des Antrages vom 28. November 2016 ausgefihrt worden sei, haben
sich die Antragstellerin und die Kolleginnen Frau H und Frau A - stellvertretend fur alle Mitarbei-
terinnen - erst anldsslich der drohenden ,Gefahr", dass sie wiederrum den sexuellen Belastigun-
gen durch den Antragsgegner ,ausgeliefert" sein konnten und die demitigende Atmosphare in-
nerhalb der Abteilung ertragen missen, Ende 2016 dem Betriebsrat und der Prasidentin der X

personlich anvertraut.

4.2. Wahrend der Tatigkeit des Antragsgegners als ...geschaftsfihrer in der X sei es diesem er-
folgreich gelungen, innerhalb der Abteilung ein ,geschlossenes System" zu etablieren, in dem
keine Informationen ,nach aul3en" dringen sollten. So habe der Antragsgegner nicht gewollt,
dass die Antragstellerin mit Kolleginnen aus anderen Abteilungen essen gehen bzw. habe dieser
immer wieder betont, dass beim Mittagstisch nichts ,internes" ausgeplaudert werden dirfe. Wei-
ters sollten die Referentinnen der Abteilung, Frau H und Frau M nicht mit den Assistentinnen
.verkehren" bzw. sich von diesen ,mehr abgrenzen". Auch zwischen den Mitarbeiterinnen habe
der Antragsgegner Zwietracht gesat, in dem er beispielsweise Frau A in einem 4-Augen-Gesprach

»anvertraut habe", dass die Antragstellerin schlecht Gber sie sprechen wirde und umgekehrt.

4.3.Dader Antragsgegner vor Antritt seiner Funktion als ...geschaftsfGhrer Mitglied des Betriebs-



rates gewesen sei, hatten die Mitarbeiterinnen auch Bedenken gehabt, sich dem Betriebsrat an-
zuvertrauen. Erstmals im Jahr 2012 haben die Kolleginnen den Mut gefasst, den Betriebsrat auf
Probleme in der Zusammenarbeit mit dem Antragsgegner anzusprechen. Die Tatsache der sexu-
ellen Belastigung sei dabei mangels entsprechenden Vertrauensverhaltnisses bewusst ver-
schwiegen worden. Der Betriebsrat habe in diesem Gesprach zugesichert, sich der Themen der
Kolleginnen anzunehmen. Tatsachlich sei aber keine wie immer geartete Initiative des Betriebs-
rates erfolgt. Die Antragstellerin habe sich daher in ihren Vorbehalten bestatigt gefuhlt, dass es
ohnedies zwecklos sei, sich Uber den Antragsgegner zu beschweren. Diese Einschatzung vertra-
ten die Antragstellerin und Kolleginnen umso mehr hinsichtlich der geschilderten sexuellen An-
spielungen des Antragsgegners, da sie (irrtumlich) davon ausgegangen seien, die AuRBerungen
des Antragsgegners beweisen zu missen und ihnen der Nachweis nicht gelingen wirde. Wie ty-
pisch bei sexuellen Belastigungen seien die Mitarbeiterinnen dariuber hinaus selbst beschamt ge-
wesen und hatten Hemmungen gehabt, Uber die geschilderten Vorfalle zu sprechen. Da die her-
abwurdigenden AuRBerungen des Klagers aber fir alle Mitarbeiterinnen belastend gewesen seien,

~weinten" sich diese bei den Referentinnen der Abteilung, Frau H und Frau M, aus.

4.4. Als der Antragsgegner Ende 2013/Anfang 2014 schlieRlich einen mehrtagigen gemeinsamen
Ausflug der Abteilung mit Ubernachtung vorgeschlagen habe, sei es zu Widerstand innerhalb der
Abteilung gekommen. Der Antragsgegner habe die entstandene Diskussion abgewehrt und habe
angekindigt, dass er ,schon eine Moglichkeit finden werde, mit seinem Team aul3erhalb des Bu-

ros Zeit zu verbringen und die Mitarbeiterinnen ihm nicht auskommen werden*.

In der auf Ersuchen des Senates | der GBK von der rechtsfreundlichen Vertretung des Antrags-
gegners Ubermittelten Stellungnahme vom 25. April 2017 bestritt diese die im Antrag vorge-
brachten Vorwirfe, soweit die Richtigkeit nicht aufer Streit gestellt wurde, und trat ihnen im

Wesentlichen wie folgt entgegen:

Der Antragsgegner gehe davon aus, dass aufgrund der mehrfachen Verbesserungsaufforderun-
gen der Letzte, ,verbesserte" Antrag vom 14. Marz 2017 wesentlich sei und behandle daher die
darin getatigten Vorwurfe. Sofern diese Vorwirfe gegen den Antragsgegner Zeitraume betref-
fen, die bereits drei oder mehr Jahre zurickliegen, werde ausdricklich Verjahrung eingewandt
und darauf hingewiesen, dass Antrédge im Zusammenhang mit (sexueller) Beldstigung nach drei

Jahren auch unzulassig seien.

Die dem Antragsgegner Ubermittelten Antrage entsprechen nicht dem durch die Gleichbehand-
lungskommission geforderten Verbesserungsauftrag. Es sei namlich der Auftrag erteilt worden
fur jede Antragstellerin einen eigenstdndigen Brief zu verfassen. Das sei aber nicht erfolgt. Viel-
mehr seien fast sechs idente Schreiben mit gleichem Inhalt versandt worden ohne individuell -

mit Ausnahme von zwei Fallen - auf die jeweilige, vermeintliche Antragstellerin einzugehen.

1. Es sei fUr dieses Verfahren erforderlich, die Vorgeschichte zumindest in Grundzigen - wie es

zum gegenstandlichen Antrag (und den anderen, parallel laufenden Antrdgen zu GZ GBK



1/728/16, GBK 1/730/16, GBK 1/731/16 GBK, 1/732/16und GBK 1/733/16) gekommen ist, ndher darzu-
stellen.

Es sei offenkundig, dass der gegenstdndliche Antrag sowie die anderen Antrage nur dazu diene
bzw. dienen, einen in einem zur selben Zeit am Arbeits- und Sozialgericht anhangigen Verset-
zungsverfahren zu GZ ..., vorliegenden Beweisnotstand der X zu kaschieren und auf den dortigen
Kldger (hier Antragsgegner) weiter Druck aufzubauen. Die X versuche die rechtswidrige Verset-
zung, die fir den Antragsgegner massiv verschlechternd sei und auch eine finanzielle Mehrbelas-

tung nach sich ziehe, namlich zu rechtfertigen, was ihr aber nicht gelinge.

Es sei wohl offenkundig, dass der Senat | der Gleichbehandlungskommission nur fir diesen

Zweck instrumentalisiert werde.

2. Der Antragsgegner habe sein Dienstverhaltnis zur X am 1. Marz 2002 begrindet. Seit 1. De-
zember 2009 sei der Antragsgegner Geschéftsfihrer ...

Aufgrund seiner Position als ...leiter sei der Antragsgegner auch verantwortlich fir die Leitung

der ...geschéaftsstelle ....

Verbunden mit seiner Tatigkeit sei auch die Funktion als Prifungskommissar fur die ...prifung fur

das reglementierte Gastgewerbe gewesen.

3. Seit September 2014 (') werde dem Antragsgegner das Arbeitsleben bei der X schwer gemacht.

Zunachst habe die X versucht den Antragsgegner mit Ende September 2014 zu entlassen. Mit der
dagegen erhobenen Feststellungsklage zu GZ ... des Landesgerichts ... als Arbeits- und Sozialge-

richt sei der Antragsgegner durchgedrungen.

Noch vor Ende des Verfahrens zu GZ ... habe die X Anfang Dezember 2014 das Dienstverhaltnis
des Antragsgegners gekindigt. Dagegen habe der Antragsgegner zu GZ ...des Landesgerichts ...
als Arbeits-und Sozialgericht Anfechtungsklage gem. § 105 ArbVG erhoben. Seiner Klage sei
Folge gegeben worden, die dagegen erhobene Berufung zu GZ ... des OLG .. sei in allen Punkten

erfolglos geblieben.

Der Antragsgegner sei gekindigt worden, weil ein fGhrender Funktionar der X, namentlich Herr
E, eine personliche Vendetta gegen den Antragsgegner gefihrt habe, was auch rechtskraftig
festgestellt worden sei. Weder das Landesgericht ... als Arbeits- und Sozialgericht noch das OLG
... haben personenbezogene Kindigungsgrinde erkannt. Vielmehr habe letzteres festgestellt,
dass die Kindigung ausschlief3lich auf einer ,Unvertrdglichkeit" des fGhrenden Funktiondrs Herrn
E gegeniber dem Antragsgegner beruhe und die ,Unvertraglichkeit" in einem nach dem Sach-
verhalt an Mobbing bzw. Bossing grenzendes Verhalten des Herrn E gegeniber dem Klager be-

standen habe (vgl. Berufungsentscheidung OLG ... zu GZ ...).

Auf die rechtskraftige Beendigung des Verfahrens zu GZ ... habe die X mit einer ,Vergeltungs-
versetzung" reagiert, wobei zu vermuten sei, dass wieder der besagte Funktiondr dahinterstehe

und seine Vendetta, ungeachtet der vorliegenden rechtskraftigen Entscheidungen, fortfihre.
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4. Offensichtlich um Druck auf den Antragsgegner auszuiben, habe auf Betreiben der Prasiden-

tin der Xam 2. November 2016 (!) am Sitz der X ein Gesprach stattgefunden.

An diesem Termin sei dem Antragsgegner erstmals mitgeteilt worden, dass es - fir ihn vollig neue
-fadenscheinige und schon ehrenrihrige Vorwirfe seine Person betreffend geben wirde, die just
nach rechtskraftiger Beendigung des Verfahrens zu GZ ..., als also klar geworden sei, dass der
Antragsgegner wieder seine bisherige Stelle antreten wirde, hervorgekommen waren. Diese
Grinde wirden einer Weiterbeschaftigung als Geschaftsfihrer der ..., am Standort ..., entgegen-
stehen. Solche Grinde gebe es aber tatsachlich nicht. Die Prasidentin der X habe als Begrindung
bei dem Gesprach angefihrt, dass er eine Mitarbeiterin gefragt hatte, ,mit wem diese auf Urlaub
fahrt" (?!). AufRerdem hatte sich der Antragsgegner erlaubt eine Mitarbeiterin, die verfriht das

Biro verlassen wollte, zu fragen, ,warum sie frGher gehen wolle" (?!).

Der Antragsgegner sei vor die Wahl gestellt worden, entweder einer noch zu erfolgenden und am
2.November 2016 noch nichtim Detail konkretisierten Versetzung Folge zu leisten oder sich ,ein-

vernehmlich" von der X zu verabschieden.

5. In weiterer Folge sei der Antragsgegner in das Y nach ... — Wohnort des Antragsgegners ist ...—
versetzt worden. Diese Versetzung habe er eben zu GZ ... angefochten. In ihrem ersten Schrift-
satz von Ende November 2016 habe die X zur Rechtfertigung der Versetzung erstmals die im Ge-

sprach am 2. November 2016 angedeuteten Vorwirfe konkretisiert.

Aufgrund der Versetzung misse der Antragsgegner nunmehr taglich eineinhalb Stunden langer
mit dem Auto fahren. Das ergebe 30.000 km mehr Wegstrecke jahrlich, was eine massive finan-

zielle Mehrbelastung (Uber € 10.000,- jahrlich) des Antragsgegners bedeute.

Im Wesentlichen habe die X damit argumentiert, dass der Antragsgegner nicht mehr seiner Ta-
tigkeit als ..geschaftsfihrerin ... nachkommen konne, weil (ehemalige) Mitarbeiterinnen des An-
tragsgegners auf einmal mit seinem Fihrungsverhalten unzufrieden gewesen waren bzw. auf-

grund ,sexuell konnotierter, diskriminierende AuRerungen" Angstzustande bekommen hatten.

Dabei sei es aber interessant, dass in den oben erwahnten Verfahren weder als Entlassungs- noch

als Kiindigungsgrund auch nur ein einziger nunmehr angezogener Vorwurf betreffend angeblich

sexuell konnotierter, diskriminierender AufRerungen des Antragsgegners vorgebracht worden
sei. Der Antragsgegner sei ab 9. September 2014 bis zur gegenstandlichen Versetzung vom
Dienst freigestellt gewesen und zuvor ab Anfang August 2014 auf Urlaub. Sein ,Fehlverhalten"

musste daher schon lange vor diesem Datum erfolgt und bekannt gewesen sein.

Nachdem nunmehr ein Abriss darlber gegeben worden sei, was hinter dem gegenstandlichen
Antrag stecke, sei auf diesen nadher einzugehen und erstatte der Antragsgegner fristgerecht fol-

gende
STELLUNGNAHME
1. Allgemeines:

a. Zum besseren Verstandnis sei zunachst zu erwahnen, dass zur Zeit des Antragsgegners als



...geschaftsfuhrers, Frau H und Frau M Referentinnen, das sind Mitarbeiterinnen, die vor altem
juristische Fragestellungen beantworteten, gewesen seien. Die Antragstellerin und Frau G seien
Assistentinnen der ... gewesen, Frau N habe als Assistentin die ... betreut und Frau A sei nicht dem
Antragsgegner unmittelbar zugeordnet gewesen, sondern sei vielmehr eine Assistentin des Ge-

schaftsfuhrers .... gewesen, dennoch aber Mitarbeiterin der X.

b. Obwohl im Verfahren zu GZ ... zum Teil dieselben Zeuginnen (Frau M und Frau H) ausgesagt
habe, die auch gegenstandlich Antrage gestellt habe, sei das Gericht zu folgenden Feststellungen

gekommen:

.Die ..., deren Leitung der Kldger innehatte, bestand aus dem Bereich ... einerseits und dem Be-
reich ... andererseits, wobei es hier auch eine raumliche Trennung gab, mit unterschiedlichen Zu-
standigkeiten, auch der Assistentinnen. Aul3er Herr O, der bis zur Beendigung des Dienstverhalt-
nisses des Klagers als Mitarbeiter des Klagers tatig war und seit Oktober 2014 ...geschéaftsfGhrer
ist, waren u.a. die juristischen Referentinnen Frau M und Frau H in der ... tatig. Zu den Assisten-
tinnen zahlten Frau G, Frau N, Frau | und Frau L. Das Verhaltnis des Klagers zu den Mitarbeitern
war gut. Herr B setzte sich auch fur Telearbeit, einen EU Lehrgang und aufRergewohnliche Ge-
haltsspringe fur Herr O ein. Im Sommer 2014 warnte Frau H ihn vor Herrn E. In der Abteilung
wurden regelmal3ig Mitarbeitergesprache durchgefihrt, wobei die genannten Mitarbeiter, Frau
M, Herr O und Frau H, sowie Frau G und Frau N in diesen Mitarbeitergesprachen ihre Zufrieden-
heit mit dem FUhrungsverhalten des Herrn B bekundeten [...]. Beim Mitarbeitergesprach des Kla-
gers mit Herrn J (Anmerkung der Zitierenden: Herr J ist der Direktor der X) am 17. Janner 2014
wurden die einzelnen Leistungspunkte durchwegs positiv beurteilt und auch das Fihrungsverhal-
ten mit ,hoch" (Urteil zu ...).

+Es kann nicht festgestellt werden, dass der Kldger derbe Aussagen im Biro getatigt hatte [...]

sowie, dass er Mitarbeiter Uber GebUhr unter Druck setze" (Urteil zu ...).

~Aufgrund des hohen Arbeitsanfalles kam es immer wieder zu personlichen Problemen von As-
sistentinnen. Insbesondere Frau G war im Zusammenhang mit der Ausrichtung der ... stark ge-
fordert und in Tranen aufgeldst, der Klager setzte sich danach fir einen Bonus fir sie ein" (Urteil

ZU ...).

Dass sich der Antragsgegner betreffend sein Fihrungsverhalten nichts vorzuwerfen habe, sei be-
reits gerichtlich rechtskraftig festgestellt worden.

c. Diese Feststellung habe das Landesgericht ... im Ubrigen wie folgt begrindet, wobei hier auf

die Glaubwirdigkeit der auch hier gefihrten Zeuginnen Frau M, Frau H und Frau C hinzuweisen
sei (Hervorhebung durch die Zitierenden):

»Was die Aussagen der ehemaligen Mitarbeiter des Klagers, Frau M, Frau H und Herrn O betrifft
wurde sehr deutlich, dass diese sich in einem aufrechten Abhangigkeitsverhaltnis zur beklagten
Partei befinden, dass sie teilweise durch die Kindigung des Klagers beruflich profitierten und kein
allzu grof3es Interesse daran haben dirften, dass die Kindigungsanfechtung des Kldgers erfolg-

reich ist. Weiters nicht unwesentlich fir die Ubereinstimmung und den Inhalt ihrer Aussagen war



sicherlich auch, dass die Personalchefin der beklagten Partei, Frau C, bis 18:00 Uhr als Zuhorerin
im Verhandlungssaal anwesend war und gemeinsam mit Herrn Direktor J die Aussagen der Mit-
arbeiter verfolgte. Auch Frau Cist eine Mitarbeiterin der beklagten Partei, die offensichtlich von
grof3er ...treue gepragt ist und deren Aussage sich nahtlos in das Bild einfigt, das die beklagte
Partei vom Klager zeichnen mochte. Insgesamt erschienen die Aussagen der Genannten sehr gut
vorbereiteten zu sein. Das Gericht gewann den Eindruck, dass im Vorfeld Gber die Verhandlung
am 18.03.2015 gesprochen worden war und auch ganz eindeutig klar gemacht, was von den Mit-

arbeitern erwartet wird" (Urteil zu ...).

Vielmehr habe es also ein sehr gutes Klima im BUro des Antragsgegners gegeben sowie ein gutes
Einvernehmen zwischen ihm und den Mitarbeitern, wie es bereits rechtskraftig festgestellt wor-

den sei (Urteil zu ...).

i.  Ein Beweis fUr den guten FUhrungsstil des Antragsgegners seien die jedes Jahr zu seinem
Geburtstag Uberreichten Glickwunschkarten - teilweise selbst gebastelt - seiner Mitarbeiterin-

nen, an denen auch die Antragstellerin mitgewirkt habe.

Wieso sollten Mitarbeiterinnen dem Antragsgegner freundliche Glickwunschkarten oder gute
FUhrungsbewertungen abgeben, wenn sie aufgrund von speziellen AuRerungen des Antragsgeg-
ners Angstzustande oder gar psychische Belastungen erfahren hatten?! All das klinge und sei, wie
schon rechtskraftig festgestellt worden sei, konstruiert, abgesprochen sowie héchst unglaubwir-
dig.

il. Eine langjahrige Mitarbeiterin des Antragsgegners, Frau F, habe sich ob ihres Jobwechsels
2011, also zu einem Zeitpunkt wo der Antragsgegner schon gut zwei Jahre ...geschaftsfihrer ge-

wesen sei, mit folgenden Worten - in einem handgeschriebenen Brief - von ihm verabschiedet:
sLieber ... (Anmerkung: Vorname des Antragsgegners),

da ich mich leider nicht mehr personlich von dir verabschieden konnte, mochte ich mich - vorerst
- auf diesem Wege verabschieden. Vorerst auch deshalb, weil ich dies wie besprochen, nachholen

werde.

Ich winsche dir auf diesem Wege alles Gute fir deinen beruflichen und personlichen Weg! Fir die
gute Zusammenarbeit darf ich mich ganz herzlich bei dir bedanken! Die Arbeit und das gute Be-
triebsklima in der ... habe ich stets sehr geschatzt. Ich werde euch alle sehr vermissen und euch

stets verbunden sein. Ich wirde mich sehr freuen, wenn wir weiterhin in Verbindung blieben.
Ein herzliches Danke fir alles!

Liebe Gril3e,

... (Anmerkung: Vorname von Frau F)"

Kein Wort eines schlechten FGhrungsstils oder nur eines Anzeichens einer Beldstigung sei hier

ersichtlich, sondern werde ganz im Gegenteil das gute Betriebsklima hervorgehoben.



iii. Auffallend sei, dass die Antragstellerin nicht alle ehemaligen Mitarbeiterinnen des An-
tragsgegners als Zeuginnen genannt habe. So zB Frau I. Sie sei zumindest in den letzten beiden
Jahren vor der Dienstfreistellung des Antragsgegners am 0g. September 2014 die Assistentin der
... gewesen und sei sowohl mit der Antragstellerin als auch mit der nunmehr als Zeuginnen ge-
nannten Frau G im Biro gesessen. Auch sie habe von den angeblichen AuBerungen daher Wind
bekommen missen. Habe sie aber offenbar nicht, da sie dem Antragsgegner nach seiner Ruck-
kehrindie ... im Herbst 2016 eine nette E-Mail geschrieben habe.

Wahrend der Dienstfreistellung im Februar 2015 habe Sie dem Antragsgegner eine Nachricht mit
folgendem Inhalt zukommen lassen: ,Lieber Herr B, anbei eine Bestatigung fur Sie. Ich hoffe es
geht Ihnen zwischenzeitig wieder besser! Alles Gute und dass sich lhre Winsche erfillen. Liebe
Grif3e Frau I".

iv. Vielmehr habe es im Jahr 2014 Animositaten zwischen den Assistentinnen der einzelnen

... gegeben. Als dann auch ein - teilweise in der Freizeit geplanter - Betriebsausflug nicht zustande

gekommen sei, habe der Antragsgegner zur Verbesserung des Betriebsklimas ein Teambuilding-

Seminar lanciert, bei dem offene Probleme angesprochen worden seien (vgl. auch die Feststel-

lung Urteil zu ...). Der Antragsgegner selbst habe dieses Seminar initiiert, sei sich also seiner Fih-
rungsverantwortung bewusst gewesen. Ergebnis des Seminars sei gewesen, dass die Mitarbeite-
rinnen - bevor sie sich mit sich selbst auseinandersetzten - lieber den Antragsgegner bzw. die
Fohrungskraft als StUndenbock ,instrumentalisiert habe". Dies habe im Ubrigen so auch ein Zeuge
der X, Herr O, ausgesagt: ,Er [gemeint der Antragsgegner] wird als Sindenbock instrumentali-
siert, die Instrumentalisierung besteht darin, dass die Teamdifferenzen an Bedeutung verlieren,

weil man sich an der GeschaftsfUhrung gut abarbeiten kann." (vgl. Protokoll zu ...).

V. Es werde vorgebracht, dass die Antragstellerin durch die angeblich getatigten AuRBerun-
gen erheblich psychisch belastet gewesen ware, Angstzustande erlitten und sich belastigt gefUhlt
hatte. Es sei angemerkt, dass dies alles im Jahr 2014 und zuvor geschehen sein musste, da der
Antragsgegner ab 9. September 2014 vom Dienst freigestellt gewesen sie - zuvor sei erim August
2014 auf Urlaub gewesen - und erst wieder am 7. November 2016 (in ...) zu arbeiten begonnen
habe.

Es sei wohl das naturlichste, dass Menschen, die von anderen belastigt werden, jeglichen Kontakt
mit dem vermeintlichen Belastiger meiden. Umso unverstandlicher sei es daher, dass aber gerade
die Antragstellerin, von sich aus und ohne, dass auf sie auch nurirgendein Druck ausgeiibt worden
ware, herzlich formulierte Geburtstagsglickwinsche wahrend der Dienstfreistellung, namlich
am 24. Janner 2015 (also funf Monate nach Beginn der Dienstfreistellung Gbermittelt habe! Wie-
der ein Punkt, der die Unglaubwirdigkeit dieser Behauptungen untermauere.

Vi. Selbiges gelte fir Frau Prasidentin P selbst: Wahrend ihrem Mitarbeiter im Zuge eines
Gerichtsverfahrens bzw. bei Antrdgen vor der Gleichbehandlungskommission sexuell konno-
tierte AuBerungen, schlechter FGhrungsstil sowie Unterdriickung seiner Mitarbeiter vorgeworfen
werde, lasse sie dem Antragsgegner handschriftliche, personliche Geburtstagswinsche (abge-

sandt am 23. Janner 2017) zukommen. Das obwohl sie selbst in ihrem Biro und im Beisein der
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Rechtsvertreter am 7. November 2016 dem Antragsgegner als Versetzungsgrund vermeintlich
sexuell konnotierte Aussagen gegeniber seinen Mitarbeiterinnen vorgeworfen habe und die sie
wohl letztendlich selbst nicht geglaubt habe, da sie den Antragsgegner Uber Jahre guter Zusam-

menarbeit kenne.

vii. Die Anschuldigung der Antragstellerin werde noch unglaubwirdiger, wenn man sich vor
Augen fihre, dass sich der Antragsgegner wahrend seiner gesamten beruflichen Zeit massiv fir

seine Mitarbeiterinnen eingesetzt habe. Beispielhaft sei Folgendes zu erwdhnen:
Er habe seine Mitarbeiterinnen auch bei privaten, rechtlichen Fragestellungen unterstitzt;

Er habe samtliche Mitarbeiter zu Festtagen wie Ostern, hl Nikolaus, etc. mit kleinen Aufmerk-

samkeiten bedacht, zu Weihnachten haben sie Bicher mit personlichen Zeilen bekommen;

Er habe sich bei guter Arbeitsleistung der Mitarbeiter fir aufRernatirliche Gehaltsspringe - z.B.

durch Hoherstufung oder Gewdhrung eines weiteren Erfahrungsjahres - eingesetzt.

Zu seinem Geburtstag habe er samtliche Mitarbeiter zum Essen eingeladen. Diesen langjahrigen
Einladungen seien alle - auch noch im Frihling 2014 (!) - gefolgt. Auch habe die Antragstellerin

umgekehrt immer wieder den Antragsgegner zum Geburtstagsessen eingeladen.

Speziell der Antragstellerin habe der Antragsgegner unkompliziert mehrere Urlaubstage ge-
wahrte, als deren Katze verunfallte und dafir mehrere Operationen notwendig gewesen seien.
Das gleiche habe beim Tod ihrer Grof3mutter gegolten oder als ihr Vater mit Herzproblemen im

Krankenhaus gelegen sei.

Auch habe der Antragsgegner der Antragstellerin angeboten, beim Mdbelhaus Lutz ... ein spezi-
elles Badezimmermaobel zu reservieren, da der Antragsgegner selbst einen Weg dorthin gehabt
habe und dieses Mobel nur an diesem Tag verginstigt gewesen seien. Dieses Angebot habe die

Antragstellerin auch gerne angenommen.

AulRerdem habe der Antragsgegner, nachdem er aufgrund seiner Rickenbeschwerden einen
neuen Birosessel bekam, der Antragstellerin seinen Leder-Birosessel zur Verfigung gestellte,

was diese mit den Worten ,So schnell sitzt man am Chefsessel..." quittiert habe.

d.Inder ... des Antragsgegners habe eine ,open door policy" bestanden und es habe ein offener,
lockerer Umgangston geherrscht. So sei es vorgekommen, dass der Antragsgegner von einigen
seinen Mitarbeiterinnen als , el chefe" bezeichnet worden sei - auch in einer handschriftlichen Ge-

burtstagsglickwunschkarte.

FUr den Antragsgegner sei klar, dass die nunmehr vorgeworfenen AuRRerungen aus der Diktion
des Obmanns Herrn E stammen (siehe dazu noch unten im Detail). Schon im Verfahren zu GZ ...
habe dieser eine Liste angefertigt (die von der X auch mit Beilage ./21 vorgelegt worden sei und
Vorwirfe gegeniiber dem Antragsgegner beinhalten sollten), in der der Obmann eine dhnliche
Diktion verwendet habe. Die dortigen Vorwirfe haben sich aber als haltlos herausgestellt. Fol-

gende Ausdricke habe der Obmann verwendet:
e Mehrfach ,Proleten”;
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e ,Bordel Geschichten Uber..., ..., ...";

e ,Wir gehen im alle am Arsch! Er scheif3t auf uns und lasst uns anrennen (er schiel3t uns ab)
scheil3t auf Spielchen".

2. Zum Zeitlichen Ablauf:

Es sei hochst unglaubwirdig, dass die Vorwirfe der Antragstellerin erst jetzt, just nach der fir die
X negativen OLG-Entscheidung, hervorgetreten seien.

Der Antragsgegner konne sich des Eindrucks nicht erwehren, dass auch auf die Antragstellerin
Druck ausgeibt werde um ,erwartungsgemal3" zu handeln. Siehe dazu auch bereits unter Punkt

1. c.
3. Zu den Vorwirfen der Antragstellerin im Detail:

a. Ad 1. Sexuelle Belastigung gegeniber der Antragstellerin aufgrund der Aufforderung zum

Tragen eines ,Organisationseinheit"-String-Tanga

Zundchst sei hier zu erwdhnen, dass die Antragstellerin dem Auftrag auf Individualisierung nicht
nachgekommen sei. Hier werden wieder nicht konkret auf die Antragstellerin bezogene Vorwirfe

erhoben.
Sofern sich die GBK damit beschaftige sei zu sagen:
Diese Aussage habe der Antragsgegner nicht getatigt.

FUr den Antragsgegner sei klar, dass diese Diktion (,Organisationseinheit"-String Tangas) aus-

schlief3lich von Obmann Herrn E selbst stamme. Das deshalb, da der Antragsgegner als ...ge-

schaftsfuhrer den Kauf von , Organisationseinheit"-dirndIn fir Veranstaltungen aus Kostengrin-
den abgelehnt habe, was der Obmann - im Beisein von Mitarbeiterinnen der ... - mit den Worten
quittiert habe, dass sie dann halt - preislich ginstigere ,,Organisationseinheit"-String Tangas be-

kommen wirden.

Zum erwahnten Zeitraum: Der von der Antragstellerin angegebene Zeitraum sei auch unrichtig.

Zunachst werde darauf hingewiesen, dass der Antragsgegner nicht - wie behauptet - im Septem-
ber 2014 gekindigt worden sei. Auch habe er im Herbst 2014 die Aussage schon faktisch nicht
getatigt haben konnen, da er ab 9. September 2014 vom Dienst freigestellt worden sei. Davor sei
erseit Anfang Augustim Urlaub bzw. im Krankenstand gewesen. Zwischen der Rickkehraus dem

Krankenstand (8. September 2014) und der Dienstfreistellung sei ein Arbeitstag vergangen.
b. Ad 2. Sexuelle Belastigung der Antragstellerin durch div. AuBerungen
Diese Aussagen habe der Antragsgegner nicht getatigt.

Der Antragsgegner bestreite, dass er die Antragstellerin als ,blondes Dummchen" hingestellt
habe.

Vielmehr sei es so gewesen, dass sie sich mehrere massivere Fehler erlaubt habe und auch verbal
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entgleist sei, wobei sie hier der Antragsgegner sachlich korrigiert habe. Leider habe die Antrag-

stellerin damals aber Gber kaum Resilienz, Frustrationstoleranz und Kritikfahigkeit verfigt.

Der Antragsgegner konne sich erinnern, einmal das Wort ,,Prinzessin" gegeniber der Antragstel-
lerin gebraucht zu haben. Wo, wann und in welchem Zusammenhang sei ihm aber nicht mehr

erinnerlich.

Was die Ausdricke ,Fipsi", ,bei mirim Bettchen schlafen" und , Tigerpenisse" anbelange, so habe

der Antragsgegner diese Ausdricke nicht verwendet.

Vielmehr sei fir den Antragsgegner wieder klar, aus welcher Feder diese Ausdricke stammen:
Dem Antragsgegner sei erinnerlich, dass der Obmann das Wort Tigerpenisse verwendet habe,
nachdem er den Antragsgegner gefragt habe, was er denn dieses Mal von seiner Auslandsreise -
aus China - mitbringen werde. Dazu sei angemerkt, dass der Antragsgegner ab und zu den Mitar-

beiterinnen kleine Aufmerksamkeiten von seinen Auslandsaufenthalten mitgebracht habe.

Interessant sei auch die Auslegung durch die Antragstellerin selbst, dass mit ,Fipsi" ein Vibrator

gemeint sein sollte.

Die Antragstellerin sei betreffend Zeitausgleich und Urlaub wie jede andere Mitarbeiterin des An-

tragsgegners auch - namlich absolut korrekt — behandelt worden.

Der Antragsgegner habe ganz im Gegenteil und vielmehr die Antragstellerin, trotz der zahlrei-

chen Schwierigkeiten sowie hoher Fihrungsintensitat, nicht fallen gelassen.

C. Ad 3. Sexuelle Belastigung der Antragstellerin aufgrund der AuRerung ,das sind alles

meine Frauven..."
Diese Aussage habe der Antragsgegner nicht getatigt.
Wiederum sei fUr den Antragsgegner klar, dass diese Diktion von Obmann Herrn E stamme.

Die Aussage sei von Obmann Herrn E bei der Aufnahme eines Abteilungsgruppenfotos fur die

Homepage der ... gefallen. Dieser sei hier ,zufallig" vorbeigekommen.

d. Ad 4. Angespanntes Arbeitsklima innerhalb der Abteilung

Hier werde zundchst auf die Ausfihrungen zu Ill. Stellungnahme, unter Punkt 1. verwiesen.
Ad 4.1.

Der Antragsgegner bestreite, dass der Betriebsrat und/oder die Prasidentin Uber die nunmehr ge-

tatigten Vorwdirfe informiert worden sei.

Zum erwdhnten Zeitraum: Der erwdhnte Zeitraum ,Ende 2016" sei unglaubwirdig, da der An-

tragsgegner bereits mit Schreiben 3. November 2016 ins Y nach ... versetzt worden sei. Aus dem

ergebe sich neuerlich, dass alles konstruiert und erfunden sei.

Ad 4.2.

Es sei niemals ,ein innerhalb der Abteilung geschlossenes System" etabliert worden und verbo-

ten (?) mit anderen Kolleginnen Essen zu gehen. Wie sollte das auch Gberwacht werden. In der X
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arbeiten mehrere hundert Arbeitnehmer. Der Antragsgegner hatte permanent 6 Mitarbeiterin-

nen nachstellen missen.

Es sei auch unrichtig, dass der Antragsgegner verlangt habe, dass sich die Referentinnen von den
Assistentinnen abgrenzen bzw. mit diesen nicht verkehren. Die Skurrilitat dieser Behauptung er-

gebe sich daraus, dass diese permanent miteinander zusammenarbeiten missen.

Wahr sei vielmehr, dass es jeden Tag ein gemeinsames Frihstick der Assistentinnen samt Refe-

rentinnen gegeben habe.

Auch sei es unwahr, dass der Antragsgegner weder bei Frau Hager noch bei der Antragstellerin

wechselseitig Ubereinander Schlechtes erzahlt und Zwietracht gesat hatte.

Dies hatte nicht einmal seine Zeit zugelassen. Damit hatte er sich als Vorgesetzter nur selbst be-
lastet, weil damit zwangslaufig eine schlechte Arbeitsleistung sowie eine Unruhe im Team ver-

bunden gewesen ware.

Auch das vom Antragsgegner selbst lancierte Teambuilding-Seminar spreche klar dagegen, dass

solch ein Verhalten durch ihn gesetzt worden sei (vgl. Il Stellungnahme Punkt 1.c.v.).
Ad 4.3.

In den Punkten 1. bis 4. des Schreibens, datiert mit 14. Marz 2017, werden soweit Uberblickbar -

Vorwurfe betreffend die Jahre 2013 und 2014 erhoben.

In Punkt 4.3. werde plotzlich ausgefihrt, dass die Mitarbeiterinnen erstmals im Jahr 2012 (?) den
Mut gefasst hatten, sich dem Betriebsrat anzuvertrauen. Dazu sei auch zu erwahnen, dass der
Antragsgegner spatesten seit Ende 2010 nicht mehr Betriebsrats-Mitglied sei, da er von der Per-
sonalabteilung aufgefordert worden sei, als Fihrungskraft von der Betriebsratsfunktion zurick-

zUtreten.

An dieser Stelle misse auch angemerkt werden, dass der Betriebsrat sowohl der vermeintlichen
Entlassung, als auch der vermeintlichen Kindigung des Antragsgegners ausdricklich widerspro-

chen habe.
Ad 4.4.

Zum ...ausflug sei zu sagen, dass der Antragsgegner kein Interesse daran habe, seine geringe
Freizeit auch privat mit Mitarbeiterinnen zu verbringen. Die erwahnte Aussage habe der Antrags-

gegner nicht getatigt.

Vielmehr habe er als verantwortungsvolle Fihrungskraft, da der ,traditionell" alle paar Jahre
stattfindende ...ausflug nicht zu Stande gekommen sei, das Teambuilding-Seminar initiiert (siehe
dazu bereits unter Ill Stellungnahme, Punkt 1.c.v., es habe offenbar Animositaten zwischen den

Assistentinnen selbst gegeben).

Rechtliche Uberlegungen
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Gemal’ § 6 Abs. 17 3 GIBG liegt eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes auch vor, wenn
eine Person durch Dritte im Zusammenhang mit seinem/ihrem Arbeitsverhaltnis sexuell belastigt

wird.

Gemal’ § 6 Abs. 2 Z 1 GIBG liegt eine sexuelle Beldstigung vor, wenn ein der sexuellen Sphare
zugehoriges Verhalten gesetzt wird, das die Wirde einer Person beeintrachtigt oder dies be-
zweckt, fir die betroffene Person unerwinscht, unangebracht, entwirdigend, beleidigend oder
anstol3ig ist und eine einschichternde, feindselige oder demitigende Arbeitsumwelt fir die be-

troffene Person schafft oder dies bezweckt.

Als Dritte im Sinne des § 6 GIBG kommen Personen in Betracht, die vom/von der Arbeitgeberin
und der beldstigten Person verschieden sind, so zB Arbeitskolleglnnen, Vorgesetzte, Geschafts-

partnerinnen oder Kundinnen des Arbeitgebers bzw. der Arbeitgeberin.?

Unter einem der sexuellen Sphare zugehdrigen Verhalten sind nach den Erlauterungen zum GIBG
.korperliche, verbale und nicht verbale Verhaltensweisen® zu verstehen, so beispielsweise unsitt-

liche Redensarten oder abfallige Bemerkungen.3

Ob die Wirde einer Person beeintrachtigt wird, ist nach einem objektiven Maf3stab zu beurteilen.
Hinzu kommt das subjektive Kriterium, dass fir die betroffene Person dieses Verhalten ein uner-
winschtes, unangebrachtes oder anstofRiges darstellt. In diesem Zusammenhang ist festzuhal-
ten, dass die Haftung des/der unmittelbaren Beldstigers/Belastigerin grundsatzlich verschuldens-
unabhangig ist. Subjektive Elemente auf Seite des Belastigers/der Beldstigerin bleiben daher au-
Rer Betracht. Es ist demnach unerheblich, ob er/sie die Absicht hatte, zu beldstigen.*

Das Verhalten muss weiters eine einschichternde, feindselige oder demitigende Arbeitsumwelt
fur die betroffene Person schaffen oder dies bezwecken. Die ,Arbeitsumwelt" wird haufig erst
durch mehrere Belastigungshandlungen im beschriebenen Sinn beeinflusst und verandert. Aller-
dings kann auch schon eine einzelne Belastigungshandlung derart schwerwiegend und in ihren
Auswirkungen nachhaltig sein, dass damit fir die betroffene Person ein einschiichterndes, feind-

seliges oder demUtigendes Umfeld geschaffen wird.>

Insoweit sich die betroffene Person auf einen Diskriminierungstatbestand im Sinne des §§ 3, 4, 6
oder7 GIBG beruft, hat er/sie diesen gemaf3 § 12 Abs. 12 GIBG glaubhaft zu machen. Bei Berufung
auf §§ 6 oder 7 obliegt es dem/der Beklagten zu beweisen, dass es bei Abwagung aller Umstande
wahrscheinlicher ist, dass die vom/von der Beklagten glaubhaft gemachten Tatsachen der Wahr-

heit entsprechen.

Der Senat | der GBK fuhrte zwecks Uberprifung der Vorwirfe der Antragstellerin, der Antrags-
gegner habe in deren Anwesenheit sexuell konnotierte AulRerungen getatigt, ein Ermittlungsver-
fahren im Sinne des GBK/GAW-Gesetzes durch.

2Vgl. Hopf/Mayr/Eichinger, GIBG (2009) § 6 Rz 9.
3Vgl. Posch in Rebhahn/GIBG, §§ 6-7 Rz 76f.

4Vgl. Hopf/Mayr/Eichinger, GIBG (2009) § 6 Rz 12.
5Vgl. Hopf/Mayr/Eichinger, GIBG (2009) § 6 Rz 28.
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Das Ermittlungsverfahren hat ergeben, dass die Antragstellerin bei der X bei den ... als Assistentin
beschéftigt ist. Der Antragsgegner ist seit 1. Marz 2002 bei der X beschaftigt und war laut seines
Vorbringens von Dezember 2009 bis zu seiner Dienstfreistellung am 9. September 2014 ihr Vor-

gesetzter. In dieser Zeit tatigte er mehrere sexuell konnotierte AuRRerungen.

So versprach er 2012 der Antragstellerin von einer Dienstreise in China dieser Tigerpenisse mit-

zunehmen, da diese potenzsteigernd seien.

Im Rahmen des Tourismustages 2013 kamen die Mitarbeiterinnen der ... auf die Idee einheitliche
~Organisationseinheit"-DirndIn zu tragen. Nachdem der Wunsch an den Antragsgegner getragen
wurde, lehnte dieser das aus budgetaren Grinden ab und meinte, dass die Mitarbeiterinnen statt-
dessen einen ,Organisationseinheit"-String-Tanga haben konnen. Ab diesem Zeitpunkt hat der

Antragsgegner das Wort mehrmals in Anwesenheit der Antragstellerin verwendet.

Im Zug der Vorbereitung zur Weihnachtsfeier 2013 gab es eine Diskussion Gber den Ort der Feier.
Nachdem der Vorschlag des Antragsgegners abgelehnt wurde, diese in Wien abzuhalten, da dies
sehr weit vom Wohnort der Antragstellerin entfernt ist, meinte der Antragsgegner unter ande-

rem gegeniber der Antragstellerin: ,/hr kénnt auch bei mir im Bettchen schlafen."

FUr die Zeitschrift ... wurden 2014 von den Mitarbeiterinnen der Abteilung Einzelfotos, wie auch
ein Gruppenfoto gemacht. Beim Durchsehen der neu erstellten Abteilungsfotos waren die An-
tragstellerin wie auch einige ihrer Kolleginnen im ... versammelt. Im Zuge dessen meinte der An-

tragsgegner: ,Das sind alles meine Frauen fiir Montag, Dienstag, Mittwoch...".

Anfang 2014 kam es zu Uneinigkeiten bezUglich des alle 2 Jahre stattfindenden ...ausflugs. Ein
Teil der Mitarbeiterinnen wollte am Wochenende keine private Zeit auf einem derartigen Ausflug
mit den anderen Kolleglnnen verbringen. Im Zuge der Diskussion meinte der Antragsgegner, er
wird schon eine Mdéglichkeit finden mit seinem Team auf3erhalb des Biros Zeit zu verbringen.
Tatsachlich wurde daraufhin vom Antragsgegner ein Teambuilding-Seminar initiiert, das unter
der Woche stattfand.

Im Februar 2012 fand in einem Hotel in ... ein Seminar zum Thema ... statt. Dieses wurde von der
Antragstellerin betreut. Beim Wegraumen wurde ihr vom Antragsgegner angeboten ihre Hand-

tasche zu tragen, sie soll diese nur zumachen, damit der ,Fipsi* nicht rausfallt.

Der Antragsgegner erzahlte der Antragstellerin und anderen Mitarbeiterlnnen gelegentlich Per-
sonliches aus seinem Privatleben. So berichtete er einmal, dass er beim H&M getragene Boxer-
shorts zurickgegeben hat, ,weil sie zu grofs, nein zu klein waren." Dabei zwinkerte er die Antrag-

stellerin an.

Im Herbst 2014 wurde der Antragsgegner von der X freigestellt und eine Entlassung ausgespro-
chen. Diese wurde erfolgreich bei Gericht angefochten, woraufhin der Antragsgegner von der X
gekindigt wurde. Auch die Kindigung wurde vom Antragsgegner gerichtlich mit Erfolg ange-
fochten und dieser im September 2016 wieder bei der X beschaftigt. Er wurde jedoch nach Auf-
kommen von ... der sexuellen Beldstigung gegeniber seinen engsten Mitarbeiterinnen nach ...

versetzt.
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Die Antragstellerin konnte den Senat davon Uberzeugen, dass ihr Glauben zu schenken war. Die
Glaubwirdigkeit der Antragstellerin und ihres Vorbringens ergibt sich fir den Senat aufgrund
verschiedener Faktoren. Die Antragstellerin konnte die Vorwirfe der sexuellen Belastigung in ih-
rem schriftlichen Vorbringen sowie ihrer mindlichen Befragung glaubhaft darlegen. Die Antrag-
stellerin wiederholte im mindlichen Vorbringen die erhobenen Vorwirfe gegen den Antragsgeg-
ner ohne Widerspruch zu den Angaben im Antrag, konnte diese naher umschreiben und veran-
schaulichen. Zudem machte die Antragstellerin einen sehr betroffenen Eindruck, sie wirkte ehr-
lich verletzt und man konnte sich durch ihre Schilderung gut in die krankende Situation hinein-
versetzen. FUr den Senat hat sich die Betroffenheit in der besonderen Weise ausgedrickt, als sie
von dem Vorfall ,Fipsi* erzahlte. Die Antragstellerin machte einen sehr lebensnahen Eindruck.
Die Schilderungen zu den Aussagen decken sich zudem mit denen der Befragung ihrer Kollegin-

nen und ihrer Befragung im Versetzungsverfahren.

FUr den Senat war es nachvollziehbar, dass sich die Antragstellerin nicht umgehend mit diesen
Vorféllen an die Arbeitgeberin gewandt hat. Wie eine EU-weite Erhebung der Grundrechteagen-
tur der Europadischen Union zu Gewalt gegen Frauen zeigt, sind Scham und Verlegenheit, der Ein-
druck die erlebte Belastigung sei zu unbedeutend bzw. nicht schwerwiegend genug, Angst vor
dem Tater und die Annahme, es werde/kdnne sowieso nichts getan werden, wichtige Grinde fir
betroffene Frauen den Vorfall nicht zu melden.® Die Meldung sexueller Beldstigung kann als pein-
lich und entwirdigend wahrgenommen werden, die Reaktion der Betroffenen hangt auch von
deren Erwartung ab, ob die Situation im Unternehmen gel6st werden kann.” Die Antragstellerin
betrachtete die Aussagen und den Vorfall zunachst als hinnehmbar, zumal der Antragsgegnerim
September 2014 freigestellt und das ,Problem" somit gelést wurde. Die Antragstellerin befirch-
tete aulderdem aufgrund der Nahe des Antragsgegners zum Betriebsrat bei Meldung der Vorfélle
negative Konsequenzen. Der Antragsgegner war bis zu seiner Geschaftsfihrertatigkeit Betriebs-
rat und betonte gegeniber den Mitarbeiterinnen zudem bei mehreren Gelegenheiten, dass er
eine sehr gute Beziehung zu der Personalabteilung hat. Dem Senat wurde der Eindruck vermit-
telt, dass der Antragsgegner seine Mitarbeiterinnen derart eingeschichtert hat, dass sie die Vor-
falle nicht an andere Vorgesetze, wie die Personalabteilung, gemeldet haben, wie das anschauli-
che Beispiel von der Antragstellerin zeigt. Die Antragstellerin, suchte bei Frau C, der Personal-
chefin, um Versetzung an. Sie wollte sich aber zu den genaueren Grinden, die den Ausgangs-
punkt in der Person des Antragsgegners hatten, nicht duf3ern. Dass sich die Antragstellerin nicht
an die Prasidentin gewandt hat, wird nach den Ausfihrungen des Herrn D, welcher in seiner Be-
fragung die ... erlduterte, nachvollziehbar.

Von Antragsgegnerseite wird darauf abgezielt, dass die Vorwirfe alle frei erfunden und konstru-
iert seien, weil die Antrége erst 2 Jahre nach den Vorfdllen eingebracht wurden, nachdem sich
abzeichnete, dass der Antragsgegner nach seiner Freistellung 2014 nun wieder auf seinen Ar-

beitsplatz zurickkehrt. Es ergab sich allerdings aus der Befragung und den Unterlagen, dass sich

® Gewalt gegen Frauen: eine EU-weite Erhebung, Zeitraum Marz — September 2012, Ergebnisse verdffentlicht
im Marz 2014.
7Vgl. Posch in Rebhahn/GIBG, §§ 6-7 Rz 59.
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die Antragstellerin regelmaf3ig bei ihren Kolleginnen ausgeweint hat. Vor allem eine Rickkehr
des Antragsgegners auf den alten Arbeitsplatz im Jahr 2016 bedeutete augenscheinlich eine be-
lastende Situation fUr die Antragstellerin. Als die Frage auftauchte, ob die Mitarbeiterinnen ein
Problem damit hatten, schien ihnen der richtige Zeitpunkt mit der Wahrheit ans Licht zu gehen,
wollten sie doch unter allen Umstanden verhindern, dass der Antragsgegner als Chef zurick-
kommt. In ihrer Befragung gab die Antragstellerin glaubwirdig an, dass sie kein Vertrauen in den
Betriebsrat gehabt hat, sich bereits erfolglos 2012 an diesen gewandt hat und erheblichen Res-
pekt vor der Ubergeordneten Instanz hatte. Vergeblich versuchte die Antragstellerin dem An-
tragsgegner auf seine ,lustigen" Kommentare Kontra zu geben. Wann immer sie das versuchte,

legte der Antragsgegner eins darauf, bzw. musste sie mit anderen Konsequenzen rechnen.

Der Antragsgegner ist dem Senat gegeniber als sehr korrekte und seinem Arbeitgeber — trotz
aller Vorkommnisse - loyale Person aufgetreten. Wahrend der Befragung war er teilweise emoti-
onal und aufgebracht, was dem Senat in einigen Punkten auch nachvollziehbar erschien. In der
Schilderung der fir ihn plotzlichen Dienstfreistellung, dem Wegfall seines Arbeitsplatzes und sei-
ner FGhrungsposition, die er sich im Laufe seiner beruflichen Tatigkeit in der X selbst erarbeitet
hat, war der Antragsgegner glaubwirdig und authentisch. Demgegeniber hielt der Senat den
Antragsgegner fur unglaubwirdig, was seine Stellungnahmen und Argumente hinsichtlich der
ihm vorgeworfenen Beldstigungen betrifft. Im Wesentlichen ordnete er die meisten der gegen-
standlichen Vorwurfe der Urheberschaft von Herrn Herr E zu und bestritt, auch nur irgendwelche
Aussagen selbst getatigt zu haben.

Der Antragsgegner bestritt in seiner Stellungnahme, wie in seiner Befragung, dass er die ihm vor-
geworfenen Aussagen getatigt hat. Dass einige der Aussagen von Herrn E stammen, konnte al-
lerdings nur der Antragsgegner selbst bezeugen. Herr E spielt fir die Verteidigungstaktik des An-
tragsgegners eine entscheidende Rolle. Seinem Vorbringen zu Folge ist dieser fir seine Entfer-
nung aus der Q verantwortlich, zudem ist er ursdchlich fir die Vorwirfe durch die Antragstellerin.
Zusammengefasst, es handelt sich um eine Intrige des Herrn E gegen den Antragsgegner. Es war
jedoch in diesem Verfahren weder die Aufgabe des Senates das Verhaltnis zwischen der X und
dem Antragsgegner aufzuarbeiten, noch das Versetzungsverfahren zu wiederholen, noch die
Person Herr E naher zu beleuchten als notwendig. Es waren lediglich die Vorwirfe der Antrag-
stellerin zu Uberprifen, ob es zu einer sexuellen Beldstigung durch den Antragsgegner gekom-
men ist, oder nicht. Daher liegt der Fokus dieses Prifungsergebnisses auf den vom Antragsgeg-
ner getatigten Aussagen, zunachst wird allerdings auf die Auskunftspersonen Frau C, Herr D und
Herr E naher eingegangen.

Die Auskunftsperson Frau C hielt der Senat teilweise fir unglaubwirdig. Bei der Befragung wirkte
sie angespannt. Sie hatte mit dem Antragsgegner ein freundschaftliches Verhaltnis, ging regel-
mal3ig mit diesem Mittagessen und es wurde auch Privates besprochen. Frau C behauptete, sie
hatte dem Antragsgegner niemals von einer Sadomaso-Vorliebe von Frau H erzahlt. Ob der An-
tragsgegner diese Geschichte erfunden hat um auf Frau H Druck ausiben zu kénnen, scheint ein
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wenig weit hergeholt. Personliche Wahrnehmungen zu den Belastigungen hatte die Auskunfts-
person keine. Sie konnte lediglich bestatigen, dass sich die Antragstellerin um eine andere Stelle
beworben hat, da sie mit dem Antragsgegner nicht zu Recht kam. Ansonsten beziehen sich die

Ausfihrungen der Auskunftsperson auf die Entlassung und Versetzung des Antragsgegners.

Die Auskunftsperson Herr D machte auf den Senat einen sehr Gberzeugenden Eindruck. Dieser
war 2 Jahrzehnte Funktionar in der X und jahrelang Gemeindepolitiker, was sich in seiner Art und
Erzahlweise widerspiegelt. Er hatte laut eigenen Aussagen mit dem Antragsgegner, der Antrag-
stellerin und den anderen Mitarbeiterinnen der ... ein freundschaftliches Arbeitsverhaltnis. Er war
bis Ende 2012 Obmann der ... in der X und hatte wochentlich Kontakt mit den Beteiligten. Er ver-
teidigte den Antragsgegner in seiner Befragung, sah ihn zu Unrecht nach ... versetzt und erach-
tete die Antragstellerin von der X instrumentalisiert den Antragsgegner aus dem Unternehmen
zu entfernen. Eine sexuelle Beldstigung durch den Antragsgegner konnte er sich nicht vorstellen.
Auf Vorhalt der Vorsitzenden im Versetzungsverfahren, dass sie keine Mitarbeiter beschaftigen
wollen wirde, die bei Gericht falsch aussagen: ,Liigen werden sie ja hoffentlich nicht. Es handelt
sich hier um anstdndige Damen und ich schdtze sie auch heute noch." (GZ ... ) Zusammengefasst,
Herr D konnte sich weder vorstellen, dass die Antragstellerin durch den Antragsgegner belastigt
wurde, noch, dass sie ligt. Ein entscheidender Grund fir den Senat hier der Version der Antrag-
stellerin Glauben zu schenken, dass sie belastigt wurde, war der gewonnene Eindruck, dass der
Auskunftsperson ein differenziertes Verstandnis dariber, was eine sexuelle Belastigung ist, fehlt.
So beantwortet er die Frage des Senates, ob er im Biro die oben genannten Aussagen gehort
hat, er habe schon viele miese Typen erlebt, im Gegensatz zum Antragsgegner, bei dem er Angst
gehabt hatte, er wirde ewiger Junggeselle bleiben; ,Also ihm diese Karte, einer vielleicht Anmache
oder sexuellen Beldstigung unterzujubeln, da wiisste ich einige in der Q, aber ihn bei Gott nicht. Si-
cher nicht." Dies zeigt das mangelnde Wissen dariber, dass sexuelle Beldstigung — wie eingangs
erwdhnt — unabhangig von der subjektiven Intention des Belastigers oder einem eventuellen se-
xuellen Interesse an der beldstigten Person vorliegen kann. So ist glaubwirdig, dass Herr D mit
tiefster Uberzeugung die Vorwirfe gegen den Antragsgegner verneint, da ihm augenscheinlich
nicht hinreichend bewusst ist, um was es tatsachlich geht. Somit konnen beide seiner Aussagen
sinnvoll in Einklang gebracht werden, er glaubt weder an die Beldstigung noch, dass die Antrag-
stellerin l0gt. Bei seinen Aussagen: ,habe ich mich bei den Damen verabschiedet, einzeln und be-
dankt, auch fir den guten Kaffee welchen sie mir immer gemacht haben, wenn ich gekommen bin."
Und: ,ich schdtze diese Damen hoher als alles andere, glauben Sie mir das. Dass man jetzt die
schwdchsten in der Hierarchie, schon damals in den Zeugenstand gerufen hat, was sollen denn die
Damen leicht sagen mit ihren 20, 25 Jahren, was sie damals vielleicht waren, die brauchen den Job.
Um Gberhaupt Gehér bei der Prdsidentin zu bekommen werden Sie nie eine Sekretdrin raufbringen in
den 6. Stock, nie. Das ist nicht erlaubt, das ist Gberhaupt nicht gestattet. Da werden Sie vielleicht
geholt..." bekommt man eine gute Vorstellung vom hierarchischen Funktionarsdenken des Herrn
D und seinem Frauenbild.

Die Einschatzung zu Herrn E war geteilt. Zum einen vermittelte er einen sehr authentischen Ein-

druck, nahm sich kein Blatt vor den Mund und beantwortete die Fragen ohne Ausschweifungen
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und Verschonerungen. So stand er dazu, Uber die Aussagen des Antragsgegners gelacht zu ha-
ben, zumindest dann, wenn die beiden zu zweit waren. Er rechtfertigte sich, die Aussagen des
Antragsgegners nicht gemeldet zu haben mit der Begriindung, er sei nicht belastigt worden und
dies sei Sache der Antragstellerin. Es ist anzunehmen, dass Herr E tatsachlich nicht zwangslaufig
bewusst war, dass es sich bei den Aussagen des Antragsgegners um eine sexuelle Belastigung
gehandelt hat. Er sprach in seiner Befragung davon, dass in der ...-Branche eine derbere Aus-
drucksweise Alltag sei, was dem Senat nachvollziehbar erschien. Zudem behauptete er, er hatte
ein joviales Verhaltnis mit den Mitarbeiterinnen der ... gehabt. Dies schien dem Senat ebenfalls
glaubwirdig. Es ist auch gut vorstellbar, dass er die Spriche des Antragsgegners, wie den ,Orga-
nisationseinheit"-String-Tanga, wiederholte, wie er in seiner Befragung quasi zugestand. Seine
Ausdrucksweise und Unbefangenheit lief3 ihn, dhnlich wie Herrn D, sehr authentisch erscheinen.
Daher schenkte der Senat den Aussagen der Auskunftsperson Grof3teils Glauben. Zum anderen
hatte man manchmal den Eindruck, er dichte teilweise Passagen zu tatsachlich stattgefundenen
Ereignissen hinzu. Wenn er beispielsweise zuerst davon berichtet, dass er von Frau H Uber die
~Sadomaso-Geschichte" aufgeklart wurde, und bei einer anderen Stelle, dass ihm der Antrags-
gegner das erzahlt habe. Theoretisch ist es naturlich mdglich, dass er die Geschichte von beiden
erzahlt bekommen hat, allerdings sind die Formulierungen derart gewahlt, als hatte er es tatsach-
lich nur einmal erfahren. Vom Antragsgegner wird vehement bestritten, dass er die ,Sadomaso-
Geschichte" jemandem anderen weitererzahlt hatte. Bei Herrn E verfestigte sich der Eindruck,
dass er die Aussagen des Antragsgegners sehr lustig gefunden hat, wie er zum Teil auch selbst
bestatigte. Der Senat bekam insgesamt den Eindruck, dass die beiden sehr gut befreundet waren
und gemeinsam ,stark" und ,lustig" gegeniber den Frauen in der Abteilung aufgetreten sind.
Nachdem die Freundschaft zerbrach und es Differenzen in der Arbeitsweise gab, wollte Herr E

den Antragsgegner als GeschaftsfUhrer loswerden, wie er selbst erlauterte.

Die Auskunftspersonen Frau H und Frau G waren als glaubwirdig zu beurteilen. Diese waren Kol-
leginnen der Antragstellerin und hatten tdglichen Kontakt. Sie waren zudem befreundet und tra-
fen sich privat miteinander. Es wurden nicht der Eindruck vermittelt, dass sie als Freundinnen Ge-
falligkeitsaussagen machten. Bei der Befragung, an der auch der Antragsgegner teilnahm, wirk-
ten sie eingeschichtert.

Der erste Vorfall ereignete sich im Zuge der Gastwirtinnenreise. Dabei ,versprach" der Antrags-
gegner seinen Mitarbeiterinnen Tigerpenisse mitzunehmen, da diese potenzsteigernd seien. Die
Ausfihrungen der Antragstellerin waren glaubwirdig; sie beschrieb anschaulich die Situation,
wie es sich zugetragen hat. Der Antragsgegner behauptet demgegenUber, dass Herr E dies ge-
sagt hat. Er selbst hat den Mitarbeiterinnen Seidenschals aus China mitgenommen. Frau R, friher
..., eine ehemalige Mitarbeiterin der Antragstellerin, sagte in ihrer Befragung im Versetzungsver-
fahren unter Wahrheitspflicht aus, dass sie dabei war und die Aussage vom Antragsgegner
stammt und nicht von Herrn E. Herr E hingegen meint, er hatte von den Mitarbeiterinnen von der
Aussage des Antragsgegners erzahlt bekommen. Die Aussage des Antragsgegners war als
Schutzbehauptung zu werten, der Antragstellerin war Glauben zu schenken, da auch einige ihrer

Kolleginnen ihm diesen Begriff zuordneten.
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Der Begriff ,Organisationseinheit"-String-Tanga war dem Antragsgegner erinnerlich, er ordnete
diesen Herrn E zu. Herr E hat ihn hingegen vom Antragsgegner vernommen und kann gleichzeitig
nicht ausschlieen, dass er ihn selbst auch einmal verwendet hat. Die Mitarbeiterinnen sagten
gleichlautend aus, dass dieser Ausdruck jedenfalls vom Antragsgegner verwendet wurde. Die Be-
zeichnung durfte laut Beschreibung der Antragstellerin 6fter gefallen sein, auch in Variationen,
wie die eine Kollegin berichtete. Selbst Frau N, die wenige belastigende AufRerungen vom An-
tragsgegner personlich erfahren hat und der eine besondere Glaubwirdigkeit zukommt, konnte
sich explizit an eine Situation erinnern, bei der dieser Begriff gefallen ist. Der Begriff war fir die
Mitarbeiterinnen grundsatzlich nicht sehr beldstigend, einige fanden ihn beim ersten Mal héren
sogar lustig. Die Krankung fand statt, weil sich der Antragsgegner dessen kontinuierlich bediente,

erst die Wiederholung fihrte zur Entwirdigung und schuf ein demUtigendes Arbeitsumfeld.

Die Aussage ,im Bettchen schlafen" wurde vom Antragsgegner ebenfalls Herrn E zugeordnet,
allerdings in einem anderen, dem Senat nicht naher erlauterten, Kontext. Er selbst hatte diese
Aussage jedenfalls niemals getatigt. Die Antragstellerin berichtete nachvollziehbar, wie es zu der
Bemerkung gekommen ist. Der Antragsgegner versuchte die Diskussion dahin zu lenken, dass
Weihnachtsfeiern immer in ... stattgefunden haben und es sehr auRergewdhnlich ware, diese in
... zu veranstalten, das Vorbringen der Antragstellerin folglich unglaubwirdig sei. Die Ausfihrun-
gen des Herr D konnten in diesem Zusammenhang nicht zur Wahrheitsfindung beitragen. Dieser
meinte namlich, dass Weihnachtsfeiern immerim Biro um 11 Uhr in der Frih stattgefunden hat-
ten, wobei das den Versionen von Antragsgegner und Antragstellerin entgegensteht. Nachdem
auch die Kolleginnen der Antragstellerin diesen Vorfall derart in Erinnerung haben, war der Vor-

fall fir den Senat glaubwirdig bestatigt.

Die Aussage zu den Abteilungsfotos im Jahr 2014 wurde vom Antragsgegner bestritten. Seiner
Befragung zufolge wurde diese von Herrn E, der zuféllig vorbeikam, wahrend der Aufnahme der
Fotos am Gang getroffen. Nach dem Vorbringen der Antragstellerin hat der Antragsgegner die
Aussage im Buro beim Anschauen der Bilder getatigt. Auch Herr E erinnerte sich an die Aussage
des Antragsgegners, da er dabei gewesen sei. In der schriftlichen AuRerung der Antragstellerin
vom 6. Dezember 2018 wird ausgefihrt, dass Herr E zwar kurz beim Fototermin anwesend war,
allerdings nicht beim Anschauen der Fotos. Die Tatsache, dass die Mitarbeiterinnen die Aussage
dem Antragsgegner zuordneten, konnte den Senat davon Uberzeugen, dass diese von ihm

stammt.

Dem Antragsgegner war es Uberaus wichtig, dass der ...ausflug zu Stande kommt. Zu erklaren ist
dies wohl mit seiner uneingeschrankten Organisationstreue und Festhalten an alten Traditionen.
Dies schlief3t sich zumindest aus seiner Befragung, wenn er ausfihrt, dass der ...ausflug schon
seit Jahrzenten durchgefihrt wird und ,ich habe das weiter so eingehalten®. Dass die Mitarbeite-
rinnen teilweise per se diesen Ausflug in ihrer Freizeit ablehnten, war dem Antragsgegner kom-
plett unverstandlich. Er konnte sich nicht erklaren, dass diese lieber Zeit mit ihrer Familie bzw.
Zeit ohne den Antragsgegner verbrachten. Seine Erklarung fir den Vorfall war, dass das Team

untereinander zerstritten war und er deshalb ein Teambuilding-Seminar organisieren musste.

20



Tatsachlich wurde die Ankindigung und DurchfiGhrung als Drohung und ,Bestrafung" wahrge-
nommen. Eine sexuelle Verhaltensweise ist allerdings bei diesem Vorfall nicht zu erblicken, eine
sexuelle Beldstigung folglich nicht gegeben. Es liefert jedoch Zeugnis Gber die autoritdre Art und

das FUhrungsverhalten des Antragsgegners.

Der Antragsgegner bestritt zudem, dass es jemals eine derartige Situation mit ,Fipsi* gegeben
hatte. Die Antragstellerin erklarte in der Befragung, dass mit ,Fipsi* ein Vibrator gemeint ist und
ihr deshalb die Situation extrem unangenehm war. Sogar bei der Befragung bei der GBK erzdhlte
sie, dass es ihr alleine peinlich war, diesen Begriff vor Gericht auszusprechen. Auch Frau H besta-
tigt den Vorfall, fir sie war es allerdings nicht beschamend, da sie den Ausdruck nicht einmal
kannte. Sie erlautert, dass die Antragstellerin rot geworden ist, und es ihr sichtlich sehr unange-
nehm war. Dies wirkte lebensnah, der Auskunftsperson wurde in dieser Hinsicht Glauben ge-
schenkt. Auch wenn der Antragsgegner es seltsam findet, dass ihm unterstellt wird einen Begriff
zu verwenden und ihm weiters unterstellt wird, was er damit gemeint hatte, so ist anzumerken,
dass es hochst ungewohnlich ware, eine doch ein wenig seltsam anmutende Geschichte zu erfin-
den. Eine derartige Belastigung lasst man sich nicht einfallen, um jemand anderen schlecht da-
stehen zu lassen. Es ist zudem anzunehmen, dass wegen dieser einzelnen Bemerkung sich nie-
mand an die GBK wenden wirde, wenn nicht andere Vorfdlle hinzukommen. Vorstellbar ware
gewesen, dass der Antragsgegner eigentlich etwas anderes gemeint hat bzw. er falsch verstan-
den wurde. Allerdings schlief3t das der Antragsgegner in der Befragung definitiv aus, mit der Ar-
gumentation, ,weil sexuell untergriffige Geschichten mach ich nicht". Diese Argumentationslinie
war fir den Senat nicht nachvollziehbar. Die Frage zielte gerade darauf ab, ob er nicht etwas , An-
standiges" gemeint hat und es falsch verstanden wurde. Nichts desto weniger ist der Begriff
+Fipsi®auch der Auskunftsperson Frau H sehr gut erinnerlich und die Aussage des Antragsgegners

als Schutzbehauptung zu werten.

Der Antragsgegner verteidigte sich, dass er niemals einen Kommentar Uber Boxershorts in An-
wesenheit der Antragstellerin von sich gegeben hat, mit dem Hinweis, er trage keine Boxershorts
von H&M und wirde sowas nicht vor seinen Mitarbeiterlnnen sagen. Die Antragstellerin be-
schrieb, dass ihr die Situation sehr unangenehm war und danach aufgestanden ist und gesagt hat,
sie geht jetzt eine rauchen. Ein anderes Mal erzdhlte der Antragsgegner der Antragstellerin, dass
er mit seiner Freundin keinen Sex haben konnte, weil diese zwei Konigspudel hatte, die auch im
Bett geschlafen haben. Fir den Senat erschien glaubwirdig, dass der Antragsgegner trotz seiner
normalerweise korrekten Art, hin und wieder unpassende Geschichten aus seinem Privatleben
erzahlte.

Der Antragsgegner vermittelte in seiner Befragung, Stellungnahme und sonstigen Eingaben,
dass die Glaubwirdigkeit der Antragstellerin und der anderen Mitarbeiterinnen in Zweifel zu zie-
hen und ihm stattdessen Glauben zu schenken ist. Daher setzte sich der Senat ausfihrlich mit

den fur und wider seine Glaubwirdigkeit sprechenden Argumenten auseinander.
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Der Antragsgegner rechtfertigte sich unter anderem damit, dass er nicht sein ganzes Team be-
lastigen wirde, ,weil dann habe ich kein arbeitsfdhiges Team mehr*. Tatsachlich hat die Antrag-
stellerin bei Frau C um eine Versetzung angesucht, Frau H hat sich von der Q wegbeworben und
Frau M hat sich in der Z beworben. Es hat also zumindest die Halfte des Teams aktiv versucht,
sich wegzubewerben. Die anderen Mitarbeiterinnen wollten sich auch wegbewerben. Wenn sich
die Mitarbeiterlnnen wegbewerben bzw. sich wegbewerben wollen, spricht das nicht fir ein gu-
tes Arbeitsklima. Es ist Uberraschend, dass der Antragsgegner das nicht derart wahrgenommen
und in seinem Fihrungsverhalten und den sexuell konnotierten Aussagen keine Ursache dafir

gesehen hat.

Die Begrindung des Antragsgegners, dass bei einem Teambuildingseminar die Gefahr aufzuflie-
gen sehr grol3 gewesen ware, der Antragsgegner die Damen folglich sicherlich nicht belastigt hat,
war fir den Senat nur auf den ersten Blick nachvollziehbar. Die Mitarbeiterinnen, so auch die An-
tragstellerin, waren komplett eingeschichtert und hatten sich nicht getraut derartiges in seiner
Anwesenheit zu melden. Dies wurde durch die Befragungen und die Protokolle aus dem Verset-
zungsverfahren offenbar. Es herrschte ein Zustand der Angst, Kritik gegeniber dem Antragsgeg-
ner zu duf3ern. Standig rechneten sie mit Konsequenzen. Dass die Antragstellerin in einem der-
artigen Umfeld keine Vorwirfe tatigen wird, war fir den Senat die logische Konsequenz. Auch
der Antragsgegner konnte davon ausgehen, dass niemand Uber diese Probleme berichten wird,
wollte er doch aufserdem vorrangig klaren, warum kein ...ausflug zustande kam. Zudem gab es
fur die Mitarbeiterinnen, wie von ihnen berichtet, ,dringendere" Probleme mit der Arbeitsweise
des Antragsgegners, beispielsweise seine Angewohnheitimmer erst gegen Dienstende um 16:00

Uhr mit Aufgaben an die Mitarbeiterinnen heranzutreten.

Es ist dem Antragsgegner unerklarlich, warum die Mitarbeiterinnen ihn zu seinem Geburtstag re-
gelmaRig mit Geburtstagsglickwunschkarten bedachten, bezeugen diese doch seiner Ansicht
nach das gute Verhdltnis das zwischen ihnen vorliegt. lhm gleichzeitig derartige Vorwirfe zu ma-
chen, ware inkonsistent, so seine Argumentation. Zum einen ist auszufihren, dass der Antrags-
gegner nicht nur Beldstiger war, sondern sicherlich auch gute Seiten hatte und zudem ihr Chef
war. Zum anderen sind Geburtstagskarten in der X Uberaus ublich, was sich durch die Befragun-
gen gezeigt hat. Zu guter Letzt firchteten die Damen Konsequenzen, falls sie keine Geburtstags-
karte geschrieben hatten. Fir den Senat war es Uberzeugend, dass die Mitarbeiterinnen aus Hof-
lichkeit ihrem Chef Geburtstagskarten schrieben, und nicht, weil sie so gut befreundet gewesen

sind, oder er sie so gut behandelt hat.

Die Erklarung von Frau G, warum sie dem Antragsgegner zum Geburtstags eine SMS gesendet
hat, war fur den Senat nachvollziehbar. Auch, dass die Antragstellerin ihm ebenfalls gratulierte,
um die Situation fUr Frau G ,angenehmer" zu gestalten, wirkte glaubwirdig und bescheinigt nicht
die besondere Freundschaft, die der Antragsgegner wahrgenommen hat. Die SMS ziehen jeden-

falls nicht die Unglaubwirdigkeit der Antragstellerin nach sich.

Die Erklarung des Antragsgegners, er konne doch kein Belastiger sein, da er an der Universitat

selbst Uber das Gleichbehandlungsrecht vortrage, war fir den Senat nicht nachvollziehbar. Die
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Erfahrung des Senates zeigt, dass auch Uberaus gebildeten Personen, die theoretisch umfangrei-
che Kenntnisse Uber das Thema Gleichbehandlung haben, zu diesen Handlungsweisen fahig sind.
Sexuelle Belastigungen sind kein Verhaltensmerkmal einer gewissen Gruppe, sondern treten in

allen Bildungs- und Gesellschaftsschichten auf.

Auch die Einschatzung des Antragsgegners, die Mitarbeiterinnen waren alle Gberaus zufrieden
mit seinem Fihrungsverhalten gewesen, sie haben ihn mit sehr guten Noten bewertet, hat sich
als nicht nachvollziehbar erwiesen. Die Mitarbeiterinnen hatten schlichtweg Angst davor, dem

Antragsgegner eine schlechte Bewertung zu geben, sie rechneten andernfalls mit Konsequenzen.

Der Vorwurf, dass die Mitarbeiterinnen alle vom Abgang des Antragsgegners profitiert hatten,
hat sich als nicht haltbar herausgestellt. Direkt profitiert hat einzig Frau M, die die Stelle des An-
tragsgegners Ubernommen hat. Tatsachlich ware sie allerdings zum Zeitpunkt der Freistellung
im Herbst 2014 in die Z gewechselt; hatte dort schon eine Zusage. Mittlerweile ist sie in der Z
beschéftigt. Frau Hist lediglich nach ihrer Karenz auf ihre urspringliche Stelle zurickgekommen,
was in der X laut Frau C einen normalen Vorgang darstellt. Die anderen Frauen haben ,nur" ihren
Job behalten. Sein Vorbringen dazu lautet ,Betreffend der anderen Damen, da bitte ich Sie schon
ganz niichtern das zu betrachten. Wenn ein fihrender Funktiondr bzw. die Présidentin die Damen zu
sich zitiert, weil das geht ja aus den Aussagen sogar hervor, ja was glauben Sie was da fiir ein Druck
entsteht. Das sind ja nicht Damen, die so machen (Anm. AG schnipst) und haben wieder einen tollen
Job." Dem Senat erschlief3en sich die massiven Verbesserungen nicht. Dass Frau M nun in der Z
Karriere gemacht hat, ist wohl ihr selbst zuzuschreiben und nicht dem Abgang eines Geschafts-

fuhrers und ihrer Aussage vor Gericht zu verdanken.

Die Taktik Herrn E zu beschuldigen, dass er die Vorfalle nicht gemeldet hat, erschien dem Senat
widersprichlich. Denn beim Uberkorrekten Verhalten des Antragsgegners, das er sich selbst zu-
schreibt, derartig viele Verfehlungen nicht weiterzuleiten, ist mehr als fahrldssig. Der Antrags-
gegner behauptet namlich, dass die Aussagen , Organisationseinheit"-String-Tanga, ,,das sind al-
les meine Frauen", und , Tigerpenisse" von Herrn Herr E stammen, dessen Diktion sind. Auf Nach-
frage, warum er ihn nicht auf die Aussagen angesprochen hat, erklart er, er hat ihn einmal darauf
angesprochen, dass den Damen die Begrif3ung ,Bussi links, Bussi rechts" zu viel sei und dann:
»~Wenn Sie einen fiihrenden Funktiondr haben, der glaubt die Welt dreht sich nur um ihn, das war es
dann." Dass er den Herrn E nicht personlich darauf angesprochen hat, ist verstandlich, allerdings
hatte er sich jedenfalls an die Prasidentin wenden kdnnen. Herr E ist in dieser Hinsicht viel glaub-
wurdiger. Auf die Frage, warum er die Aussagen nicht gemeldet hat, antwortet er, er selbst sei
nicht belastigt worden. Zumal er zugibt selber teilweise Uber Aussagen gelacht zu haben. Inte-
ressanterweise sagte der Antragsgegner auf die Frage im Versetzungsverfahren, ob er Herrn E
auf die Verfehlungen aufmerksam gemacht hat (Gz ...): ,Ich habe den Herrn Obmann E gebeten,
etwas vom Gas herunterzugehen, denn meine Mitarbeiterinnen haben sich bei mir beschwert. Er
hatte auch die Art meine Assistentinnen mit einem Kuss links und rechts auf die Wange zu begrif3en,
auch das habe ich nicht passend gefunden und habe ihm das gesagt. Aber was kann man tun, wenn

er sich dann nicht daran hdlt." Es wird der Eindruck vermittelt, Herr E hatte sich einfach nicht an
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eine Abmachung gehalten. Dann hatte umso mehr die Verpflichtung bestanden, seine Vorge-

setzte Uber das beldstigende Verhalten zu informieren.

Der Antragsgegner versucht die Glaubwirdigkeit seiner ehemaligen Mitarbeiterinnen anzuzwei-
feln indem er behauptete, sich massiv fir diese eingesetzt zu haben. So habe er die Frauen bei
privaten, rechtlichen Fragestellungen unterstitzt, mit Aufmerksamkeiten bedacht, sie zum Es-
sen eingeladen, sich fir Gehaltsboni eingesetzt usw. Dazu ist anzumerken, dass die Antragstel-
lerin nie behauptet hat, dass er nur ein Beldstiger sei, zum anderen ist es genau die Aufgabe eines
Chefs, seine Mitarbeiterlnnen zu unterstitzen, sie zu fordern und aufzubauen. Dass der Antrags-
gegner gerade anfihrt, dass er 3 Wochen lange Urlaube unbirokratisch akzeptierte, ist wenig
aussagekraftig. Im Versetzungsverfahren hat sich herauskristallisiert, dass die Zeiteinteilung
(Uberstunden, Gleitzeit) durch den Antragsgegner alles andere als befriedigend fir die Mitarbei-
terinnen war. Bezlglich der Geburtstagsessen ist hinzuzufigen, dass, wie aus den Befragungen
und dem Protokoll im Versetzungsverfahren hervorgeht, sich niemand getraut hatte, dem Ge-

burtstagsessen fernzubleiben, da die Angst vor einer ,Retourkutsche" zu grof3 war.

Zusammenfassend ist festzustellen, dass die verbalen Beldstigungshandlungen alleine betrach-
tet nicht aufRerordentlich schwerwiegend sind. Zu bericksichtigen ist allerdings die Vielzahl der
unterschiedlichen Aussagen und deren teilweiser Wiederholung. Zusatzlich stehen Belastigun-
gen immer in einem gewissen Kontext und deren Schwere richtet sich danach. Nachdem der An-
tragsgegner grundsatzlich sehr korrekt und streng war, waren die wohl ,lustig" gemeinten Aus-
sagen umso Uberraschender und aus diesem Grund unangebrachter und krankender. Der Senat
bekam den Eindruck als hatte sich der Antragsgegner den Grol3teil der Zeit hochst korrekt ge-
geniber der Antragstellerin verhalten. Allerdings leistete er sich hin und wieder ,, Ausrutscher®,
die so zu erklaren sind, dass der Antragsgegner angenommen hat, dass dies lustige Aussagen
sind. Es ist jedoch der subjektive Eindruck der Antragstellerin in der gegenstandlichen Situation
heranzuziehen. So kann ein und dieselbe Aussage tatsachlich ein lustiger Scherz und in einem
anderen Fall eine sexuelle Beldstigung sein. Damit ist auch erklarbar, warum die Verhaltensweise
von Herrn E keine personliche Betroffenheit ausgeldst hat. Dieser bediente sich regelmal3ig einer
derartigen Sprache, dies wurde allerdings nicht beleidigend aufgefasst. Dass sich der Antrags-
gegner grundsatzlich immer korrekt gegeniber Frauen verhalt, mindert die Ausrutscher nicht,
die ihm passiert sind.

Schlief3lich ist anzunehmen, dass die Antragstellerin den Antrag von sich aus nicht eingebracht
hatte. Sie wurde zwar nicht von ihrer Arbeitgeberin genétigt, allerdings zumindest wesentlich
unterstitzt. So wurde beispielsweise die rechtsfreundliche Vertretung von der Arbeitgeberin be-
zahlt.

Der Senat hatim Zuge der Befragungen vor der GBK den Eindruck gewonnen, dass das Verfahren
durchaus auch fir andere Zwecke instrumentalisiert wurde. Der Erfillung der Tatbestandsmerk-
male der sexuellen Belastigung tut dies dennoch keinen Abbruch, diese sind vorhanden, der An-
tragsgegner hat die beschriebenen Aussagen getatigt. Die personliche Betroffenheit liegt vor,
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auch wenn die Antragstellerin alleine keinen Antrag eingebracht hatte. Zudem musste die Ar-
beitgeberin in einer Weise ihrer eigenen Abhilfeverpflichtung im Falle einer sexuellen Beldstigung
nachkommen, wodurch die Bezahlung der Rechtsvertretung in einer gewissen Weise nachvoll-
ziehbar und angebracht erscheint. In diesem Zusammenhang sind auch die AusfGhrungen im vor-
bereitenden Schriftsatz® der Kanzlei ... zu sehen, die X hat die Antragstellerin aufgefordert einen
Antrag zu stellen, um ihren Firsorgepflichten insofern nachzukommen, dass es keiner rechts-
staatlichen Entscheidung vorgreifen will. Hatte die Arbeitgeberin den Antragsgegner nach Auf-
kommen derartiger Vorwirfe und Gbereinstimmender Aussagen der Mitarbeiterinnen nicht ver-

setzt, ware sie dem Vorwurf mangelnder Abhilfe ausgesetzt gewesen.

Die personliche Betroffenheit der Antragstellerin Gber das Verhalten des Antragsgegners wird
nach Ansicht des erkennenden Senates auch nicht dadurch gemindert, wenn diese bei anderen
Gelegenheiten selbst unpassende AuRerungen getatigt hat, da fUr die Beurteilung des gegen-
standlichen Falles der subjektive Eindruck der Antragstellerin in der gegenstandlichen Situation

heranzuziehen ist.

Durch diese Verhaltensweisen des Antragsgegners wurde die Wirde der Antragstellerin verletzt.
Fur die Antragstellerin waren die getatigten AuRBerungen am Arbeitsplatz unpassend und uner-
winscht. Durch diese AuRBerungen wurde ein fir sie demitigendes und feindseliges Arbeitsum-
feld geschaffen. Das einschiichternde und demitigende Arbeitsumfeld spiegelt sich in der Email-
Korrespondenz zwischen Frau G und Frau F deutlich wider, in welcher diese von der bevorstehen-
den Besprechung mit dem Antragsgegner berichtet, die sie schon am Wochenende davor stresst.

Im Hinblick auf die Beweislastregeln des § 12 Abs. 12 GIBG gelangte der Senat daher zu der An-
sicht, dass es dem Antragsgegner nicht gelungen ist zu beweisen, dass es bei Abwagung aller
Umstande wahrscheinlicherist, dass die von ihm vorgebrachten Tatsachen der Wahrheit entspre-

chen.

Es liegt somit eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes durch eine sexuelle Belasti-
gung durch Dritte gemaf3 § 6 Abs. 1Z 3 GIBG vor.

Gemal3 §7 Abs. 1 Z 3 GIBG liegt eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes auch vor, wenn
eine Person durch geschlechtsbezogene Verhaltensweisen durch Dritte im Zusammenhang mit

seinem/ihrem Arbeitsverhaltnis belastigt wird.

Gemal3 §7 Abs. 2 Z 1 GIBG liegt geschlechtsbezogene Beldstigung vor, wenn ein geschlechtsbe-
zogenes Verhalten gesetzt wird, das die Wirde einer Person beeintrachtigt oder dies bezweckt,
fur die betroffene Person unerwiinscht ist und eine einschichternde, feindselige oder demdti-

gende Arbeitsumwelt fUr die betroffene Person schafft oder dies bezweckt.

8 Schriftsatz der X vom 29. November 2016 im Verfahren zu GZ ... des Arbeits- und Sozialgerichts ... 5

25



Die geschlechtsbezogene Belastigung bezieht sich sowohl auf das biologische Geschlecht an
sich, d.h. auf die Unterscheidung zwischen Mann und Frau, als auch auf daran anknipfende Rol-
lenzuweisungen. Unter geschlechtsbezogenes Verhalten sind jene Verhaltensweisen zu subsu-
mieren, die die Betroffenen aufgrund ihres Geschlechtes beldstigen, die aber nicht mit sexuellem
Verhalten zu tun haben. Kern der Belastigung im Sinne des § 7 ist das Abzielen auf das blofRe
Geschlecht.®

Die Diskriminierungstatbestande der sexuellen Belastigung nach § 6 GIBG und der geschlechts-
bezogenen Belastigung § 7 GIBG stehen zueinander in einem Verhéltnis der Uber- und Unterord-
nung. Sexuelle Beldstigung ist als ein Spezialfall der geschlechtsbezogenen Beldstigung zu se-
hen.? Die allgemeinen Ausfihrungen zu § 6 GIBG, wie auch die Beweislastregel, sind auch fir § 7
GIBG mal3geblich.

Die Antragstellerin brachte weiters vor, dass der Antragsgegner ihr gegeniiber Aussagen getatigt
habe, die sich auch auf das Geschlecht bezogen. So habe der Antragsgegner die Antragsgegnerin
immer wieder als ,Prinzessin" bezeichnet und zudem zu ihr gesagt: ,Das Leben dreht sich nicht

nur um Schuhe und Handtaschen.*

Das Ermittlungsverfahren hat ergeben, dass die Aussagen des Antragsgegners gegeniber der
Antragstellerin, die in Anwesenheit ihrer Kolleginnen stattfanden, auf das Geschlecht der Antrag-

stellerin abzielten.

Die AuRerungen des Antragsgegners stellen nach Ansicht des Senates keine angebrachte Form
der Mitarbeiterkommunikation dar, unabhangig vom behaupteten Hintergrund. Naturlich ist es
legitim, dass Vorgesetzte ihren Mitarbeiterlnnen gegeniber unzureichende Arbeitsleistung oder
mangelnde fachliche Kompetenz ansprechen, jedoch ist hier auf eine angemessene Form und
den Inhalt besonders Acht zu geben. So kann selbstverstandlich ein personliches Gesprach ge-
sucht werden, wie der Antragsgegner das zum Teil auch praktizierte. Allerdings ist es nicht ange-

bracht, Mitarbeiterlnnen vor anderen mit unpassenden Kommentaren blof3zustellen.

Nicht alle der AuRerungen vom Antragsgegner zielen im Speziellen auf die sexuelle Sphare der
Antragstellerin ab. Dies trifft etwa nicht auf Aussagen des Antragsgegners zu, die Antragstellerin
sei eine ,Prinzessin® und , das Leben dreht sich nicht nur um Schuhe und Handtaschen®. Bei die-
sen beiden ist der Geschlechtsbezug nicht von vorneherein offensichtlich. Verhaltensweisen, die
nicht per se auf das Geschlecht der beldstigten Person abzielen, konnen aber dennoch als Belas-
tigung nach § 7 GIBG zu werten sein. Ausschlaggebend ist dabei das Motiv der belastigenden Per-
son.* Im konkreten Fall also, ob der Antragsgegner das Verhalten in der geschilderten Form ge-
geniber der Antragstellerin deswegen gesetzt hat, weil sie eine Frau ist. Die Aussagen waren von
geschlechtsstereotypen Vorwirfen gepragt, die das pauschalierende Urteil enthalten, dass

Frauen bestimmte Eigenschaften zugedacht werden, wie besondere Vorliebe fir Kleidung und

9Vgl. Hopf/Mayr/Eichinger, GIBG (2009) § 7 Rz 3.
*Vgl. Hopf/Mayr/Eichinger, GIBG (2009) § 7 Rz 4.
*Vgl. Hopf/Mayr/Eichinger, GIBG (2009) § 7 Rz 15.
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Shopping. Da keine Beschwerden von mannlichen Mitarbeitern gemeldet wurden, ist davon aus-

zugehen, dass er vergleichbare Kommentare bei Mannern unterlassen hat.

Der Antragsgegner gibt zu, zumindest einmal das Wort ,Prinzessin* verwendet zu haben. Er
fuhrte auch sehr ausufernd in der Befragung aus, in welchem Zusammenhang ihm dieser , Aus-
rutscher" passiert sei und bemdangelte in der Befragung die unvollstandige Rechnungsvorlegung
durch die Antragstellerin. Die Antragstellerin sowie die Auskunftspersonen Frau H und Frau G
bestdtigten die Aussagen der Antragstellerin. Es ist fir den Senat nicht glaubwirdig, dass der
Antragsgegner sich lediglich einmal dieser Wortwahl bedient hat. Der Antragsgegner beschreibt
die Antragstellerin wiederholt in der Befragung als ein ganz ,frisches" Madel, das gerade erst mit
der Schule fertig wurde. Passend dazu sagte er im Versetzungsverfahren, GZ ...: ,und zwar habe
ich eine Mitarbeiterin darauf angesprochen, dass sie manchmal wie eine Prinzessin agiere. Ich
kann darin nichts Verwerfliches erkennen." Der Antragsgegner versuchte zudem nicht zu wider-
legen, dass das Geschlecht der Antragstellerin auch der Grund fir die konkrete Art und Weise
war, in der er sich ihr gegeniber ausgedrickt und verhalten hat. An dieser Stelle ist hervorzuhe-
ben, dass die Grenze, welche Verhaltensweisen fir eine Person unerwinscht, unangebracht oder
anstoRig sind, nicht nach objektiven MalRstaben festgelegt, sondern von jeder Person selbst ge-
zogen wird. Dieser Hinweis erscheint vor allem im Hinblick auf das Vorbringen des Antragsgeg-
ners zur Rechtfertigung seiner Bezeichnung fir die Antragstellerin als Prinzessin wichtig. Eine
derartige Bezeichnung kann fur eine Frau durchaus eine unangebrachte AufRerung sein. Unab-
hangig davon, wie der Antragsgegner die Beschreibung gemeint hat, steht es der Antragstellerin
zu, ihre eigene subjektive Grenze anders zu ziehen und muss sie derartige stereotype Kommen-

tare in ihrem Arbeitsumfeld nicht hinnehmen.

Bezlglich der Ausfihrungen zur Glaubwirdigkeit wird auf § 6 GIBG verwiesen. Zusammenfas-
send ist das Vorbringen der Antragstellerin, die getatigte Aussage des Antragsgegners sei ge-
schlechtsspezifisch konnotiert gewesen, dem Senat glaubwirdig erschienen. Auch im Hinblick
auf die bereits oben festgestellte sexuelle Beldstigung erscheint es fir den Senat plausibel, dass
der Antragsgegnerinsbesondere jingeren Mitarbeiterinnen gegeniber einen anderen Umgangs-

ton pflegte als bei mannlichen Mitarbeitern.

Durch diese wiederholt getatigten geschlechtsbezogenen AuRerungen des Antragsgegners
wurde die Wirde der Antragstellerin beeintrachtigt. Fir die Antragstellerin war das gesetzte Ver-
halten zudem unerwinscht. Sie fihlte sie sich durch diese in eine gewisse Rolle gedrangt und auf
ihr Geschlecht reduziert, was ein demuitigendes und feindseliges Arbeitsumfeld schuf. So hatte
die Antragstellerin sogar Selbstzweifel, warum der Antragsgegner ein derartiges Bild von ihr
hatte bzw. zeichnen wollte.

Im Hinblick auf die Beweislastregeln des § 12 Abs. 12 GIBG gilt das zu oben gesagte gleicherma-

Ren.

Es liegt somit eine Diskriminierung aufgrund des Geschlechtes durch eine geschlechtsbezo-
gene Belastigung durch Dritte gemaR § 7 Abs. 1 Z 3 GIBG vor.

27



Vorschlag

Gemal’ § 12 Abs. 3 GBK/GAW-Gesetz hat der Senat, wenn er der Auffassung ist, dass eine Ver-
letzung des Gleichbehandlungsgebotes vorliegt, dem/der Arbeitgeberin oder in Fallen in Zusam-
menhang mit einer sonstigen Diskriminierung in der Arbeitswelt dem/der fir die Diskriminierung
Verantwortlichen schriftlich einen Vorschlag zur Verwirklichung des Gleichbehandlungsgebotes
zu Ubermitteln und ihn/sie aufzufordern, die Diskriminierung zu beenden. Fir die Umsetzung des
Vorschlags ist eine Frist von zwei Monaten zu setzen. Wird einem Auftrag nach Abs. 3 nicht ent-
sprochen, kann gemaf § 12 Abs. 4 GBK/GAW-Gesetz jede der im jeweiligen Senat vertretenen
Interessensvertretungen beim zustandigen Arbeitsgericht oder Zivilgericht auf Feststellung der

Verletzung des Gleichbehandlungsgebotes klagen.

Da der Senat | der GBK zur Auffassung gelangt ist, dass eine Verletzung des Gleichbehandlungs-
gebotes vorliegt, wird der Antragsgegner, Herr B gemal? §12 Abs. 3 GBK/GAW-Gesetz aufge-
fordert, die Diskriminierung zu beenden, und wird folgender Vorschlag zur Verwirklichung des
Gleichbehandlungsgebotes erteilt:

Leistung eines angemessenen Schadenersatzes.

Wien, 11. Dezember 2018
Dr."Eva Matt
Vorsitzende des Senates | der GBK

28



	Senat I der Gleichbehandlungskommission 
	Prüfungsergebnis gemäß § 12 GBK/GAW-Gesetz 
	(BGBl. Nr. 108/1979 idF BGBl. I Nr. 107/2013) 

